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I.

EINLEITUNG

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
 wird die Gewährung von Direktzahlungen ab dem Jahr 2005 auch an die Einhaltung von Vorschriften in den Bereichen Umwelt, Futtermittel- und Lebensmittelsicherheit sowie Tiergesundheit und Tierschutz (Cross Compliance) ge​knüpft. Damit wird die Einhaltung dieser anderweitigen Verpflichtungen Teil der Regelungen der Gemeinsamen Marktorganisationen, indem Verstöße gegen diese Vorschriften zu einer Kür​zung der Direktzahlungen führen. Eine detaillierte Beschreibung des Kontroll- und Sanktions​systems finden Sie in Kapitel V.

Die Cross Compliance-Regelungen umfassen: 

►

Regelungen zur Erhaltung landwirtschaftlicher Flächen in gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand,

►

Regelungen zur Erhaltung von Dauergrünland,

►

19 Einzelvorschriften einschlägiger, schon bestehender EU-Regelungen.

Die Einführung von Cross Compliance bezüglich der 19 Einzelvorschriften erfolgt in drei Schritten zwischen den Jahren 2005 und 2007:

►

Ab dem 01.01.2005 wird mit Umweltregelungen in den Bereichen Nitrat, Klärschlamm, Grundwasserschutz sowie den Regelungen zu Flora-Fauna-Habitat und Vogelschutz und Vorschriften zur Tierkennzeichnung begonnen.

►

Ab dem 01.01.2006 werden die Mindestanforderungen auf die Bereiche Pflanzenschutz, Lebens​mittelsicherheit sowie Tiergesundheit ausgedehnt.

►

Ab dem 01.01.2007 werden in einem letzten Schritt auch Tierschutzregelungen Bestandteil von Cross Compliance.

Die Regelungen zur Erhaltung landwirtschaftlicher Flächen in einem guten landwirtschaft​lichen und ökologischen Zustand sowie die Regelungen zur Erhaltung von Dauergrünland gelten dage​gen ebenfalls ab dem 01.01.2005.

Die wesentlichen Bestimmungen zur Cross Compliance-Regelung finden sich in der Ratsverord​nung (EG) Nr. 1782/2003, der EG-Durchführungsverordnung (EG) Nr. 796/2004
, dem Direkt​zahlungen-Verpflichtungengesetz
 sowie der Direktzahlungen-Verpflichtungenverordnung
.

Die Cross Compliance Regelungen gehen von einem gesamtbetrieblichen Ansatz aus. Dies be​deutet, dass ein Betrieb der Direktzahlungen erhält in allen Produktionsbereichen (z. B. Acker​bau, Viehhaltung, Gewächshäuser, Sonderkulturen) und allen seinen Betriebsstätten, auch wenn diese in unterschiedlichen Bundesländern liegen, Cross Compliance-Verpflichtungen einhalten muss. Dabei ist es unerheblich in welchem Umfang Flächen oder Betriebszweige bei der Be​rechnung der Direktzahlungen berücksichtigt wurden.

Cross Compliance ersetzt nicht das deutsche Fachrecht. Ahndungen nach dem deutschen Fach​recht erfolgen unabhängig und gegebenenfalls zusätzlich zu Sanktionen nach Cross Compliance.

Beispiel: Ein Betrieb, der bei der Düngung mit Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft die 170 kg N-Grenze nicht einhält, verstößt sowohl gegen die EG-Nitratrichtlinie (Cross Compliance-rele​vant) als auch gegen die Düngeverordnung (deutsches Fachrecht). Dagegen wird ein Verstoß gegen die Aufbringungsvorgaben von Phosphat auf sehr hoch versorgten Flächen allein als Ord​nungswidrigkeit gegen das deutsche Fachrecht geahndet. Dies führt jedoch nicht zur Kürzung der Direktzahlungen, da diese Vorgabe nicht Bestandteil der EG Nitratrichtlinie ist.

Diese Broschüre dient der allgemeinen Information über die einzuhaltenden anderweitigen Ver​pflichtungen und ersetzt nicht eine gründliche Auseinandersetzung mit den aktuellen, für jeden Betrieb verbindlichen Rechtsvorschriften.

Neben den dargestellten Cross Compliance-Verpflichtungen sind bestehende Verpflichtungen, die sich aus dem nationalen Fachrecht ergeben, weiterhin einzuhalten, auch wenn sie die Anfor​derungen nach Cross Compliance übersteigen. Verstöße hiergegen können gegebenenfalls als Ordnungswidrigkeiten gewertet werden bzw. zu Wiederherstellungsanordnungen führen.

II.

ERHALTUNG LANDWIRTSCHAFTLICHER FLÄCHEN IN GUTEM LANDWIRTSCHAFTLICHEN UND ÖKOLOGISCHEN ZUSTAND

Betroffen sind alle Direktzahlungsempfänger

In der Direktzahlungen-Verpflichtungenverordnung sind die Grundsätze der Erhaltung land​wirtschaftlicher Flächen in einem guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand geregelt. Damit kommt Deutschland der Verpflichtung nach, konkrete Anforderungen zu den Bereichen „Bodenschutz“, „Instandhaltung von Flächen“ und „Landschaftselemente“ vorzuschreiben. Alle Landwirte, die Direktzahlungen beziehen, müssen diese einhalten. Folgende Anforderun​gen sind in der Verordnung geregelt:

1.

Erosionsvermeidung

Als Erosionsschutzmaßnahmen sind vorgeschrieben:

●
Mindestens 40 % der Ackerflächen eines Betriebes müssen in der Zeit vom 1. De​zem​ber bis 15. Februar entweder mit Pflanzen bewachsen sein oder die auf der Ober​fläche verbleibenden Pflanzenreste dürfen nicht untergepflügt werden.

Dies bedeutet: Baut ein Betrieb mehr als 40 % Wintergetreide oder Winterzwischen​früch​te an und hat er diese vor dem 1. Dezember eingesät, erfüllt er die Verpflichtung. Auch wenn keine Winterung angebaut wird, aber auf 40 % der Flächen die Erntereste nicht vor dem 15. Februar des Folgejahres untergepflügt werden, ist die Vorgabe erfüllt.

Ausnahmen von dieser Verpflichtung sind in Gebieten mit geringer Erosionsgefahr und aus witterungsbedingten Gründen durch Genehmigung möglich.

●
Die Beseitigung von Terrassen ist verboten. Terrassen sind von Menschen angelegte, li​neare Strukturen in der Agrarlandschaft, die dazu bestimmt sind, die Hangneigung von Nutzflächen zu verringern.

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann die Beseitigung einer Terrasse aller​dings genehmigen, soweit der Beseitigung keine Gründe des Erosionsschutzes entge​genstehen.

2.

Erhaltung der organischen Substanz im Boden und der Bodenstruktur

Um die organische Substanz im Boden und die Bodenstruktur zu erhalten, bestehen folgende Alternativen:

Entweder

●
Einhaltung eines Anbauverhältnisses, das mindestens drei Kulturen umfasst. Jede Kul​tur muss mindestens 15 % der Ackerfläche bedecken.

Als eigenständige Kultur im Sinne dieser Vorschrift gelten alle Kulturarten, sodass un​terschiedliche Getreidearten als eigenständige Kultur gezählt werden. Sommerkul​tu​ren und Winterkulturen gelten ebenfalls als eigenständige Kultur ebenso wie stillgelegte Flächen (obligatorisch und freiwillig aus der landwirtschaftlichen Erzeugung genom​mene Flächen). Zwischenfrüchte oder Untersaa​ten gelten nicht als Kultur im Sinne die​ser Verordnung. Ackerflächen, auf denen Dauer​kulturen (siehe Kapitel VII. Glossar) oder mehrjährige Kultu​ren angebaut werden, können aufgrund ihrer Mehrjährig​keit nicht in die Fruchtfolge integriert werden und sind deshalb von den Fruchtfolgevor​ga​ben ausgenommen. 

Hinweis:

Baut ein Betrieb jeweils nur eine oder zwei Kulturen an, bewirtschaftet aber jedes Jahr andere Flächen im Wechsel mit anderen Betrieben, die andere Kulturen angebaut haben, so erfüllt dieser Betrieb ebenfalls die Vorgaben bezüglich des Anbauverhältnisses, da zwar nicht auf betrieblicher Ebene, jedoch auf der jeweiligen Fläche eine Fruchtfolge eingehalten wurde. Auch Betriebe, die auf der gesamten Betriebsfläche eine Kultur anbauen, in den nächsten zwei Folgejahren jedoch andere Kulturen im Wechsel an​bauen, erfüllen die Vorgaben an das Anbauverhältnis, da sie auf der einzel​nen Fläche eine Fruchtfolge einhalten. Der Nachweis obliegt im Zweifels​fall dem Antragsteller.

oder

●

falls die Vorgaben zum Anbauverhältnis nicht eingehalten werden, muss alternativ eine der beiden folgenden Maßnahmen ergriffen werden:

-
Erstellung einer jährlichen Humusbilanz bis zum 31. Dezember des jeweiligen Jahres

oder

-
Untersuchung des Bodenhumusgehaltes mit Hilfe von Bodenproben, die mindes​tens alle 6 Jahre erneut durchgeführt werden muss. 

Die Humusbilanz ist für den Gesamtbetrieb zu erstellen. Die Bodenuntersuchung ist nach wis​senschaftlich anerkannten Methoden durchzuführen.

Humusbilanz

In der Humusbilanz werden Zufuhr und Abbau der organischen Substanz einander gegenüberge​stellt. Die Humusbilanz darf im Durchschnitt von drei Jahren nicht unter einen Wert von mi​nus 75 kg Humuskohlenstoff (Humus-C) pro Hektar und Jahr absinken. Wie eine solche Humusbilanz erstellt werden kann, wird in Anlage 1 an Hand eines Rechenbeispiels beschrieben. Liegt der bilanzierte Wert im Durchschnitt der letzten drei Jahre unter dieser Grenze, besteht die Verpflichtung, an einer Beratungsmaßnahme teilzuneh​men. Diese muss Möglichkeiten aufzeigen, wie die Humusbilanz bzw. der Bodenhumusgehalt verbessert werden kann. Spätestens im zweiten darauf folgenden Jahr muss der Landwirt durch eine Humusbilanz nachweisen, dass seine Ackerflächen durch Anpassung der Bewirtschaftung den vorgegebenen Grenzwert der Humusbilanz (- 75 kg Humus-C/ha) nicht unterschreiten. 

Bodenhumusuntersuchung

Die Bodenprobe muss ergeben, dass der vorgegebene Grenzwert von 1 % Humus auf Böden mit weniger als 13 % Tongehalt bzw. 1,5 % Humus auf Böden mit mehr als 13 % Tongehalt nicht unterschritten wird. Bei Unterschreitung des Grenzwertes besteht auch hier die Pflicht zur Teilnahme an einer Beratungsmaßnahme und zur Erstellung einer Humusbilanz spätestens im zweiten darauf folgenden Jahr, da nur durch die Humusbilanz nachgeprüft werden kann, ob der Landwirt seine Bewirtschaftung umgestellt hat, um den Gehalt der organischen Substanz im Bo​den nicht weiter absinken zu lassen.

Sowohl die Humusbilanzen als auch die Ergebnisse der Bodenproben sind mindestens 7 Jahre ab dem Zeitpunkt der jeweiligen Erstellung aufzubewahren.

●
Zusätzlich gilt ein Verbot für das Abbrennen von Stoppelfeldern.

Aus phytosanitären Gründen kann die zuständige Landesbehörde Ausnahmen vom Verbrennungsverbot genehmigen.

3.

Instandhaltung von aus der landwirtschaftlichen Erzeugung genommenen Flächen
Zur Instandhaltung von aus der landwirtschaftlichen Erzeugung genommenen Flächen gelten unterschiedliche Vorgaben, je nachdem, ob es sich um aus der Erzeugung genomme​ne Acker- oder Dauergrünlandflächen handelt:

●

Ackerflächen

Obligatorisch stillgelegte oder freiwillig aus der landwirtschaftlichen Erzeugung ge​nommene Ackerflächen sind zu begrünen oder es ist eine Selbst​begrünung zu​zulassen.

Der Aufwuchs ist zu zerkleinern und ganzflächig zu verteilen (Mulchen oder Häck​seln) oder zu mähen und das Mähgut abzufahren. Auf obligatorisch stillgelegten Flächen ist das Abfahren des Mähgutes nicht erlaubt.

●

Dauergrünlandflächen

Auf nicht mehr landwirtschaftlich genutzten Dauergrünlandflächen ist der Aufwuchs

mindestens einmal jährlich zu zerkleinern und ganzflächig zu verteilen (Mulchen oder Häckseln) oder mindestens alle zwei Jahre zu mähen und das Mähgut von der Fläche abzufahren.

Bei der Flächenbearbeitung von aus der landwirtschaftlichen Erzeugung genommenem Acker- und Dauergrünland müssen die Hauptbrut- und -aufzuchtzeiten von Wildtieren vom 1. April bis 15. Juli berücksichtigt werden. In dieser Zeit dürfen diese Flächen deshalb weder gemulcht, noch gehäckselt oder gemäht werden. 

Aus besonderen Gründen des Natur- oder Umweltschutzes kann die zuständige Behörde des Lan​des jedoch Ausnahmen von diesen Vorschriften genehmigen.

4.
Landschaftselemente

Landschaftselemente erfüllen wichtige Funktionen für den Umwelt- und Naturschutz. Aus Sicht der Artenvielfalt haben sie in der Agrarlandschaft häufig eine herausragende Bedeu​tung, indem sie besondere Lebensräume bieten. Gleichzeitig stellen sie eine Bereicherung des Landschafts​bildes dar.

Es ist daher verboten, folgende Landschaftselemente ganz oder teilweise zu beseitigen:

●

Hecken oder Knicks ab einer Länge von 20 Metern.

Definition: Lineare Strukturelemente, die überwiegend mit Gehölzen bewachsen sind.

●

Baumreihen, die aus mindestens 5 Bäumen bestehen und eine Länge von mindestens 50 Metern aufweisen. 

Definition: Anpflanzungen von nicht landwirtschaftlich genutzten Bäumen in linearer Anordnung. Somit fallen Obstbäume und Schalenfrüchte nicht unter das Beseitigungs​verbot.

●

Feldgehölze mit einer Größe von mindestens 100 Quadratmetern bis höchstens 2 000 Quadratmetern.

Definition: Überwiegend mit gehölzartigen Pflanzen bewachsene Flächen, die nicht der landwirtschaftlichen Erzeugung dienen; Flächen, für die eine Beihilfe zur Aufforstung oder eine Aufforstungsprämie gewährt worden ist, gelten nicht als Feldgehölze.

●

Feuchtgebiete (vgl. Kapitel VII Glossar) mit einer Größe von höchstens 2 000 Quadratmetern.

Definition: Biotope, die nach landesrechtlichen Vorschriften im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatschG) geschützt und über die Biotop​kartierung erfasst sind.

●

Einzelbäume, die nach landesrechtlichen Vorschriften als Naturdenkmale im Sinne des § 28 des BNatschG geschützt sind.

Bei Feldgehölzen und Feuchtgebieten gilt die Obergrenze von 2 000 Quadratmetern für jedes einzelne Element, d.h. auf einem Schlag können mehrere Elemente vorkommen, die für sich je​weils die Obergrenze einhalten.

Grundsätzlich gilt, dass das Beseitigungsverbot für die Landschaftselemente keine Pflege​ver​pflichtung beinhaltet. Die ordnungsgemäße Pflege von Landschaftselementen ist keine Beseiti​gung. Die Untere Naturschutzbehörde  kann unter bestimmten Voraussetzungen die Beseitigung eines Landschaftsele​mentes genehmigen.

Alle Landschaftselemente sind zudem im Flächennachweis anzugeben.

III.

DAUERGRÜNLANDERHALTUNG

1.


Definition von Dauergrünland

Für die Anwendung der Regelung ist die nachfolgende Definition von Dauergrünland von ent​scheidender Bedeutung:

Flächen, die durch Einsaat oder auf natürliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder anderen Grünfutterpflanzen genutzt werden und mindestens 5 Jahre lang nicht Be​standteil der Fruchtfolge des Betriebes sind (5-Jahres-Regelung). Hierzu zählt auch der un​unterbrochene Anbau von Klee, Kleegras, Luzerne, Gras und Klee-Luzerne-Gemischen bzw. das Wechselgrünland. Durch die 5-Jahres-Regelung kann jährlich neues Dauergrün​land entstehen, indem ununterbrochen 5 Jahre Grünfutteranbau auf der betreffenden Fläche betrieben wird.

Nicht zur Dauergrünlandfläche gehören alle Kulturen, die jährlich bearbeitet werden. So​mit sind alle einjährigen Kulturen wie Silomais ausgeschlossen. Auch Flächen, auf denen Gräsersaatgut erzeugt wird, gehören nicht zum Dauergrünland.

Eine Fläche erhält – bezogen auf den Stichtag 15.05.2003 – den Status Dauergrünland nur dann, wenn der Landwirt diese Fläche in seinen Antragsunterlagen für das Jahr 2003 als Dauergrünland angegeben hat. Flächen, die beispielsweise unter der Position Ackerfutter als Hauptfutterfläche angegeben wurden, erhalten den Status Ackerland.

Alle Flächen, die erstmals im Antrag 2005 angemeldet werden, erhalten automatisch den Status Dauergrünland. Hiervon ausgenommen sind nur die Flächen, bei denen der Landwirt nachweisen kann, dass in den Jahren 1998-2003 nicht ununterbrochen Grünfutteranbau betrieben wurde. Lag kein ununterbrochener Grünfutteranbau vor, erhält die Fläche aufgrund der 5-Jahres-Regelung auch nicht den Status Dauergrünland.

Ab dem Antragsjahr 2005 ist bei der jeweils aktuellen Einstufung der Flächen grund​sätzlich die 5-Jahres-Regelung anzuwenden. Um beispielsweise im Antragsjahr 2005 als Dauergrünland zu gelten, muss auf einer Fläche eine entsprechende ununterbrochene Nutzung seit dem Jahr 2000 vorliegen.

2.


Regelungen zum Erhalt des Dauergrünlandes

Die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 verpflichtet die Mitgliedstaaten Dauergrünland zu erhal​ten. Diese Verpflichtung wird mit Hilfe eines mehrstufigen Verfahrens umge​setzt.

In Deutschland gilt die Einhaltung dieser Verpflichtung auf regionaler Ebene und damit in der Regel auf Länderebene. Jede Region hat jährlich auf der Grundlage der Anträge auf Direktzahlun​gen den Anteil des Dauergrünlands an der gesamten landwirtschaftlichen Fläche zu ermitteln und der EU-Kommission mitzu​teilen. Verglichen wird dieser jährlich neu ermittelte Wert mit einem Basiswert. Dieser errech​net sich aus dem Anteil der Dauergrünlandflächen des Jahres 2003 (zuzüglich solcher Flächen, die erstmals von den Landwirten im Jahr 2005 angege​ben werden und Dauergrünland sind) an der im Jahr 2005 von den Antragstellern angegebenen landwirtschaftlichen Fläche.

Je nachdem, wie sich der aktuelle Dauergrünlandanteil im Vergleich zum Basiswert verändert, gelten folgende Bestimmungen:

►

Hat sich der jeweils aktuell ermittelte Dauergrünlandanteil gegenüber dem Basiswert um weniger als 5 % verringert, ergibt sich keine Verpflichtung für den einzelnen Landwirt.

►

Hat sich dagegen der jeweils aktuell ermittelte Dauergrünlandanteil gegenüber dem Basis​wert um mindestens 5 % verringert, ist das jeweilige Land verpflichtet, eine Verordnung zu erlassen, nach der der Umbruch von Dauergrünland einer vorherigen Genehmigung bedarf.

►

Hat sich der jeweils aktuell ermittelte Dauergrünlandanteil gegenüber dem Basiswert 

●

um mehr als 8 % verringert, kann,

●

um mehr als 10 % verringert, muss 

das Land Direktzahlungsempfänger, die umgebrochenes Dauergrünland bewirt​schaften, verpflichten, dieses wieder einzusäen oder auf anderen Flächen Dauergrünland neu an​zulegen.

Sollten bereits im Jahr 2005 die Grenzwerte von 8 % bzw. 10 % überschritten werden, be​zieht sich das Gebot Dauergrünland wieder anzusäen oder neu anzulegen auf alle Flächen, die zwischen dem Jahr 2003 und 2005 umgebrochen worden sind. 

Werden die Werte im Jahr 2006 oder später überschritten, sind die Landwirte, welche in den vorhergehenden 24 Monaten Dauergrünland umgebrochen haben, verpflichtet, das in die​sem 24-Monatszeitraum umgebrochene Dauergrünland wieder einzusäen oder neues Dauergrünland auf anderen Flächen anzulegen.




Ackerflächen, die im Rahmen von Agrarumweltprogrammen in Grünland umgewandelt und anschließend wieder zu Ackerland umgebrochen wurden, sind von dieser Wiederan​saatverpflichtung ausgenommen.

Für die Landwirte bedeutet dieses zweistufige Verfahren, dass es für das Antragsjahr 2005 auf der Ebene des einzelnen landwirtschaftlichen Betriebes zunächst keine Vorgaben zur Erhaltung des Dauergrünlands gibt. Sollte nach Auswertung der Anträge 2005 allerdings festgestellt wer​den, dass sich in der entsprechenden Region der Anteil des Dauergrünlands gegenüber dem Ba​siswert deutlich verringert hat, tritt eine Genehmigungspflicht in Kraft (bei Verringerung um mindestens 5 %) bzw. ist zusätzlich umgebrochenes Dauergrünland wieder anzusäen bzw. neues Dauergrünland anzulegen (bei Verringerung um mehr als 8 % bzw. 10 %).

Hinweis:

Die beschriebenen Regelungen gelten nicht für naturschutzrechtlich besonders ge​schützte Lebensraumtypen des Graslandes der FFH-Richtlinie, für Habitate der Ar​ten der FFH- und Vogelschutz-Richtlinie sowie weitere naturschutzrechtlich ge​schützte Flächen. Die hierunter fallenden Flächen dürfen grundsätzlich nicht um​gebrochen werden.

Beispiel:

Berechnung des Dauergrünlandanteils im Zeitablauf auf der Ebene einer Region

	Jahr
	Dauergrünland

in ha
	LF insgesamt

in ha
	Anteil Dauer​grünland

in %
	Veränderung des Dauergrünlandanteils gegenüber 2005

in %

	2003
	300 000
	1 000 000
	30,0
	-

	2005
	295 000
	1 000 000
	29,5
	- 1,7

	2006
	280 000
	975 000
	28,7
	- 4,3

	2007
	270 000
	970 000
	27,8
	- 7,3

	2008
	250 000
	960 000
	26,0
	- 13,3


Erläuterung:

-

Im Referenzjahr 2003 beträgt der Anteil des Dauergrünlands 30 % (Basiswert). Zur Ermitt​lung dieses Anteils wird die landwirtschaftliche Fläche des Jahres 2005 herangezogen. Dieser Basiswert ist in den Folgejahren jeweils mit dem aktuellen Anteil zu vergleichen.

-

In den Jahren 2005 und 2006 ist der Dauergrünlandanteil geringfügig zurückgegangen. Der Anteil hat sich aber nur um 1,7 % bzw. 4,3 % verringert. Folglich hat das Land nichts zu veranlassen. Für den einzelnen Betrieb gelten damit weiterhin keine Vorgaben.

-

Im Jahr 2007 wird ein Rückgang um 7,3 % festgestellt. Damit ist die Schwelle von 5 % über​schritten. Das Land muss ein Genehmigungsverfahren für den Dauergrünlandumbruch einführen. Zukünftig benötigen Landwirte in dieser Region für den Umbruch von Dauer​grün​land eine Genehmigung.

-

Im Jahr 2008 hat sich der Anteil des Dauergrünlands trotz des Genehmigungsverfahrens weiter verringert. Damit wären die Landwirte verpflichtet, die in den vorhergehenden 24 Monaten Dauergrün​land umgebrochen haben, dieses wieder einzusäen oder neues Dauer​grünland anzulegen. 

IV.
GRUNDANFORDERUNGEN AN DIE BETRIEBSFÜHRUNG

1.

Grundanforderungen an die Betriebsführung

Von den insgesamt 19 EG-Richtlinien und -Verordnungen, deren Bestimmungen mit dem Erhalt der Direktzahlungen verknüpft werden, sind ab dem 01.01.2005 neun Einzelvorschriften rele​vant, davon fünf, die den Umweltbereich und vier, welche die Tierkennzeichnung betreffen.

2.

Regelungen für den Bereich Vogelschutzrichtlinie
       und FFH-Richtlinie

Betroffen sind alle Direktzahlungsempfänger

Verbote beziehen sich auf Maßnahmen, die im Rahmen der landwirtschaftlichen Tätigkeit (siehe Kapitel VII. Glossar) und auf den landwirtschaftlichen Flächen (siehe Kapitel VII. Glossar) aus​geführt werden. 

Die Grundanforderungen an die Betriebsführung leiten sich im Bereich Naturschutz aus der Vogel​schutzrichtlinie
 sowie der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
 ab, von denen bestimmte Arti​kel
 Cross Compliance-relevant sind. Diese gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben werden in Deutschland durch das Bundesnaturschutzgesetz- und in Schleswig-Holstein durch das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG)  umgesetzt
.

Pläne und Projekte, die ein FFH- oder Vogelschutzgebiet erheblich beeinträchtigen könnten, sind vor ihrer Zulassung oder Durchführung durch die Genehmigungsbehörde auf ihre Verträglich​keit
 mit den Erhaltungszielen zu überprüfen. Weder innerhalb noch außerhalb von FFH- und Vogelschutzgebieten dürfen Pläne oder Projekte ausgeführt werden, die die für ein solches Ge​biet festgelegten Erhaltungsziele erheblich beeinträchtigen könnten. Die Einhaltung ggf. erteilter Auflagen ist relevant für die anderweitigen Verpflichtungen; z.B. Auflagen der Baubehörde für Baumaßnahmen, die aus einer Verträglichkeitsprüfung resultieren. Um diesen Sachverhalt zu klären, sind bei einer Vor-Ort-Kontrolle für nach dem 1.1.2005 realisierte Projekte die Genehmi​gungen vorzulegen. Ob z.B. bei einer Baugenehmigung zusätzlich eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, entscheidet die für die Genehmigung jeweils zuständige Behörde im Einzelfall. Beispiele für genehmigungspflichtige Pläne und Projekte, die grundsätzlich einen Eingriff in Natur und Land​schaft darstellen:

· Errichtung von Bauwerken,

· geländeverändernde Maßnahmen (Aufschüttungen, Abtragungen, Zuschüttungen),

· Veränderungen des Wasserhaushaltes (Entwässerung).

2.1


Vogelschutzrichtlinie

2.1.1

Allgemeine Regelung

Die EU-Mitgliedstaaten sind zur Erhaltung und Wiederherstellung von Lebensräumen für alle europäischen wildlebenden Vogelarten in oder außerhalb von Schutzgebieten verpflichtet
. Konkrete Rechtspflichten ergeben sich für landwirtschaftliche Betriebe insbesondere aus:

· dem Beseitigungsverbot bestimmter Landschaftselemente

· dem gesetzlichen Biotopschutz
 

· den Vorgaben der Eingriffsregelung
 
· den Vorgaben des Artenschutzes. D. h. Nist-, Brut, Wohn- und Zufluchtstätten der europäi​schen Vogelarten dürfen ohne gesonderte Ausnahmegenehmigung weder beseitigt noch be​schädigt werden
 

Ordnungsgemäß durchgeführte Pflegemaßnahmen, durch die geschützte Lebensräume dauerhaft erhalten bleiben, sind zulässig.

In der Regel ist davon auszugehen, dass für die Erhaltung der Lebensräume der europäischen wildlebenden Vogelarten Hecken oder Knicks, Baumreihen, Feldgehölze, Feuchtgebiete (siehe Kapitel VII. Glossar) und Einzelbäume von besonderer Bedeutung sind, wie sie in Kapitel II Nr. 4 definiert werden. Darüber hinausgehende landesrechtliche Verbote der Zerstörung oder erheb​lichen Beeinträchtigung von Landschaftselementen bleiben gleichwohl zu beachten. 
2.1.2

Spezifika für Schutzgebiete

Zum Erhalt der durch die Vogelschutzrichtlinie geschützten Vogelarten müssen die Mitglied​staaten, in Deutschland die Bundesländer, die zahlen- und flächenmäßig geeignetsten Gebiete zu Vogelschutzgebieten erklären. In diesen sind zusätzliche Regelungen zu beachten, wenn diese beispielsweise in Form einer Schutzgebietsverordnung oder einer Einzelanordnung (siehe Kapi​tel VII. Glossar) erlassen wurden. 

Solche zusätzlichen Regelungen können beispielsweise 

· den Dünger- und Pflanzenschutzmitteleinsatz,

· den Mahdzeitpunkt,

· das Umbruchverbot von Grünlandflächen,

· die Veränderung des Wasserhaushaltes, vor allem in Feuchtgebieten, oder

· die Unterhaltung von Gewässern

betreffen. 

Nähere Informationen sind bei der jeweils zuständigen Unteren  Naturschutzbehörde des Kreises und kreisfreien Stadt  erhältlich.

2.1.3

Jagd- und Fangverbote

Es ist verboten, den wild lebenden Vögeln europäischer Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten sowie ihre Nester und Eier zu beschädigen, zu zerstören oder zu entfer​nen. Des Weiteren ist es weder erlaubt, deren Eier zu besitzen noch zu sammeln, selbst wenn sie leer sind, und die wild lebenden Vögel europäischer Arten zu stören (d.h. Maßnahmen mit dem Ziel der Störung ohne Ausnahmegenehmigung durchzuführen).

Diese Verbote gelten in der Landwirtschaft uneingeschränkt nur für alle absichtlich durchge​führten Handlungen. Werden dagegen im Rahmen der ordnungsgemäßen
land-, forst- und fische​reiwirtschaftlichen Bodennutzung Tiere, einschließlich ihrer Nist-, Brut-, Wohn- oder Zuflucht​stätten und Pflanzen der besonders geschützten Arten ‚unabsichtlich’ beeinträchtigt, stellt dies keinen Verstoß dar
. Das Gleiche gilt bei der Verwertung so gewonnener Erzeugnisse und bei der Ausführung einer genehmigten Maßnahme.

Soweit es sich um Vogelarten handelt, die in Deutschland dem Jagdrecht unterliegen (z.B. hei​mische Greifvögel wie Habicht oder Bussard, aber auch viele Enten-, Gänse- und  Taubenarten), sind die Fang- und Tötungsverbote im Jagdrecht geregelt (z.B. Bundes- und Landesjagdge​setze, Verordnungen über die Jagdzeiten des Bundes und der Länder). 

Die Tötung zur Schadensabwehr ist nur gestattet, sofern sie unter Beachtung jagdrechtlicher Be​stimmungen - oder bei speziellen Landesregelungen (z.B. Rabenvogel-Verordnung) in Verbin​dung mit einer Ausnahmegenehmigung - erlaubt ist.

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass Verstöße gegen nationale Vorschriften des Naturschutz- oder des Jagdrechts - je nach Fallgestaltung – zudem Straftaten sein können.
2.1.4

Jagdgenehmigung

In Übereinstimmung mit der Vogelschutzrichtlinie dürfen die Mitgliedstaaten nur bestimmte Vogelarten zur Jagd freigeben. Die speziellen Reglungen zur Jagd von europäischen wild leben​den Vogelarten sind in den entsprechenden Paragraphen der Jagdgesetze des Bundes und der Länder sowie in den jeweiligen Verordnungen über die Jagdzeiten umgesetzt worden. Nähere Auskünfte erteilt die zuständige Jagdbehörde.

Es ist allerdings zu berücksichtigen, dass in Deutschland Landwirte nur dann auf ihren landwirt​schaftlichen Flächen jagen dürfen, wenn sie dort Inhaber eines Eigenjagdreviers oder Jagdpäch​ter sind oder dort die Jagderlaubnis des Pächters haben.

2.1.5

Jagdmethoden

Mittel, Einrichtungen oder Methoden, mit denen Vögel in Mengen oder wahllos gefangen oder getötet werden oder die gebietsweise das Verschwinden einer Vogelart nach sich ziehen können sowie jegliche Verfolgung aus bestimmten Beförderungsmitteln heraus, sind verboten
.
2.2


FFH-Richtlinie

2.2.1

Spezifika für Schutzgebiete 

Die Mitgliedstaaten müssen die nötigen Erhaltungsmaßnahmen für die in den FFH-Gebieten vorkommenden Lebensraumtypen und Arten festlegen und geeignete rechtliche, administrative oder vertragliche Maßnahmen ergreifen, um die Erhaltungsziele zu erreichen
. Die Bundeslän​der setzen diese Regelung in den Landesnaturschutzgesetzen in Landesrecht um
.
Die Richtlinie verlangt geeignete Maßnahmen, um in den Schutzgebieten die Verschlechterung der natürlichen Lebensräume und Habitate der Arten sowie Störungen der relevanten Arten zu vermeiden
.

Soweit Flächen in einem FFH- oder in einem Vogelschutzgebiet bewirtschaftet werden, ergeben sich nur dann zusätzliche Bewirtschaftungsvorgaben oder -auflagen, wenn verbindliche Vor​schriften in Form einer Schutzgebietsverordnung, einer Einzelanordnung oder in einer diese er​setzenden freiwilligen vertraglichen Vereinbarung (siehe Kapitel VII. Glossar) festgelegt wurden. Im Übri​gen dürfen Lebensraumtypen und Habitate nicht erheblich beeinträchtigt werden.

2.2.2

Geschützte Pflanzenarten

Die in Anhang IV der FFH-Richtlinie genannten Pflanzenarten sind streng geschützt und dürfen nicht absichtlich gepflückt, gesammelt, abgeschnitten, ausgegraben oder vernichtet werden. Be​sitz, Transport, Handel oder Austausch und Angebot zum Verkauf oder zum Austausch von aus der Natur entnommenen Exemplaren dieser Pflanzenarten sind grundsätzlich verboten. Die Ver​bote gelten für alle Lebensstadien dieser besonders geschützten Pflanzen
. 

Diese Regelung hat für den Betrieb nur Bedeutung, wenn die geschützten Pflanzen auf seinen landwirtschaftlichen Flächen vorkommen. Dieses ist in Schleswig-Holstein nach den aktuell vorliegenden Erkenntnissen nicht der Fall. 
.

2.2.3

Jagdgenehmigung und Jagdmethoden

Eine Nutzung der in der  FFH-Richtlinie genannten Fang- und Tötungsgeräte sowie Transport​mittel zum Fangen oder Töten bestimmter Tierarten
 ist verboten.

2.2.4

Ansiedlung nichtheimischer Pflanzenarten

Die ungenehmigte, absichtliche Ansiedlung nichtheimischer Arten in der Natur ist verboten. 

Diese Regelung schränkt den Anbau von Pflanzen zur landwirtschaftlichen Produktion, die im "Gemeinsamen Sortenkatalog für Gemüsearten" und im "Gemeinsamen Sortenkatalog für land​wirtschaftliche Pflanzenarten" in der jeweils geltenden Fassung aufgeführt sind, nicht ein.

3.

Grundwasserrichtlinie

Betroffen sind alle Direktzahlungsempfänger

Die Richtlinie
 wurde in Deutschland durch die Grundwasserverordnung
 umgesetzt. Sie verbie​tet bzw. begrenzt direkte Ableitungen (z.B. über Leitungen oder Sickerschächte) und indirekte Ableitungen durch den Boden bestimmter gefährlicher Stoffe ins Grundwasser. Von den dort genannten Stoffen werden in landwirtschaftlichen Betrieben in der Regel Mineralöl​produkte und bestimmte chemische Pflanzenschutzmittelwirkstoffe eingesetzt. Auf dem land​wirtschaftlichen Betrieb sind diese Stoffe so zu handhaben, dass Ableitungen ins Grund​wasser nicht stattfinden. Die Gefahr von Ableitungen besteht insbesondere bei nicht sachge​rechter Lagerung dieser im landwirtschaftlichen Betrieb eingesetzten Stoffe und bei der nicht ordnungsgemäßen Beseitigung z.B. von Resten.

Die ordnungsgemäße Düngung und Anwendung von Pflanzenschutzmitteln stellt keinen Verstoß gegen die Bestimmungen der Grundwasserrichtlinie dar. Anforderungen an die ordnungsgemäße Lagerung und den Umgang mit Gülle, Jauche und Silagesickersäften sind im Abschnitt Kapitel IV, Nr. 5) beschrieben.

4.

Klärschlammrichtlinie

	Betroffen sind Direktzahlungsempfänger, die Klärschlamm anwenden


Die Regelungen dieser Richtlinie sind in Deutschland mit der Klärschlammverordnung
 umge​setzt.

Nach dieser Verordnung ist das Aufbringen von Rohschlamm oder Schlamm aus anderen Ab​wasserbehandlungsanlagen als zur Behandlung von Haushaltsabwässern, kommunalen Abwäs​sern oder Abwässern mit ähnlich geringer Schadstoffbelastung auf landwirtschaftlich oder gärt​nerisch genutzten Böden verboten.

Von den landwirtschaftlichen Betrieben sind im Wesentlichen die nachfolgenden Bestimmungen zu beachten:

4.1

Grundlagen der Aufbringung

· Nach der Klärschlammverordnung muss der Klärschlammabgeber die Ausbringung zwei Wochen zuvor der zuständigen Behörde mit einem Lieferschein anzeigen. Der Klärschlammabnehmer (Landwirt) hat die Ausbringung, wie im Lieferschein angege​ben, zu bestätigen.

· Die Aufbringung von Klärschlamm ist nach Art, Menge und Zeit auf den Nährstoffbe​darf der Pflanzen unter Berücksichtigung der im Boden verfügbaren Nährstoffe und organischen Substanz sowie der Standort- und Anbaubedingungen auszurichten. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Düngemittelrechts für das Aufbringen von Klär​schlamm entsprechend. Das bedeutet, dass die im Klärschlamm vorhandenen Pflan​zennährstoffe somit bei der Düngebedarfsermittlung zu berücksichtigen sind und im Nährstoffvergleich anzugeben und aufzuzeichnen sind.

· Klärschlamm darf nur aufgebracht werden, wenn der Boden auf den pH-Wert, den Ge​halt an pflanzenverfügbarem Phosphat, Kalium und Magnesium untersucht worden ist.

4.2

Anwendungsge- und -verbote

· Das Aufbringen von Klärschlamm auf Gemüse- und Obstanbauflächen ist verboten. Auf Ackerflächen, die auch zum Anbau von Feldgemüse genutzt werden, ist im Jahr der Aufbringung des Klärschlammes und dem darauf folgenden Jahr der Anbau von Feldgemüse verboten.

· Auf Ackerflächen, die zum Anbau von Feldfutter oder zum Anbau von Zuckerrüben, so​weit das Zuckerrübenblatt verfüttert wird, genutzt werden, ist eine Klärschlamm​aufbringung nur vor der Aussaat mit anschließender tiefwendender Einarbeitung zu​lässig. Beim Anbau von Silo- oder Grünmais ist der Klärschlamm vor der Saat in den Boden einzuarbeiten.

· Das Aufbringen von Klärschlamm auf Dauergrünland ist verboten.

· Das Aufbringen von Klärschlamm auf forstwirtschaftlich genutzte Böden ist ver​boten.

· Das Aufbringen von Klärschlamm auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Bö​den in Naturschutzgebieten, Naturdenkmalen, Nationalparks, geschützten Land​schaftsbestandteilen und Flächen nach § 30 des BNatschG ist verboten. Ausnahmen hiervon sind möglich, wenn die zuständige Behörde im Einvernehmen mit der zuständi​gen Naturschutzbehörde im Einzelfall eine Genehmigung erteilt hat.

· Das Aufbringen von Klärschlamm auf Böden in Zone I und II von Wasserschutzgebie​ten sowie auf Böden im Bereich der Uferrandstreifen bis zu einer Breite von 10 Me​tern ist verboten. Weitergehende Regelungen für Wasserschutzgebiete nach wasser​rechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.

· Klärschlamm darf auf oder in der Nähe der Aufbringungsfläche nur gelagert werden, so​weit dies für die Aufbringung erforderlich ist.

	Nachfolgende Bestimmungen betreffen grundsätzlich nur Betriebe, die selbst Klärschlamm auf ihren Flächen ausbringen
:

	· Das Aufbringen von Klärschlamm auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden ist verboten, wenn sich aus den Bodenuntersuchungen nach § 3 Abs. 2 oder 3 ergibt, dass die Gehalte der in § 4 Abs. 8 genannten Schwermetalle mindestens einen der dort genannten Werte übersteigen .

	· Das Aufbringen von Klärschlamm auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden ist auch verboten, sofern für diese Böden ein Zielwert von pH 5 oder kleiner im Rahmen ordnungsgemäßer Bewirtschaftung angestrebt oder ein pH-Wert von 5 oder kleiner bei der Untersuchung nach § 3 Abs. 4 festgestellt wird. 

	· Das Aufbringen von Klärschlamm auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden ist außer​dem verboten, wenn sich aus den Klärschlammuntersuchungen nach § 3 Abs. 6 ergibt, dass die Ge​halte der in § 4 Abs. 10 genannten organisch-persistenten Schadstoffe mindestens einen der dort ge​nannten Werte übersteigen oder der Gehalt der in § 4 Abs. 11 genannten Summe der halogenorgani​schen Verbindungen überschritten wird.

	· Das Aufbringen von Klärschlamm auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden ist eben​falls verboten, wenn sich aus Klärschlammuntersuchungen nach § 3 Abs. 5 ergibt, dass die Gehalte der in § 4 Abs. 12 aufgeführten Schwermetalle mindestens einen der dort genannten Werte über​steigen. 

	· Bei der Herstellung von Gemischen unter Verwendung von Klärschlamm sind die Regelungen des § 4 Abs. 13 einzuhalten.

	· Innerhalb von drei Jahren dürfen nicht mehr als 5 Tonnen Trockenmasse an Klärschlamm je Hektar auf​gebracht werden. Bei Klärschlammkomposten dürfen innerhalb von 3 Jahren bis zu 10 Tonnen Trockenmasse je Hektar aufgebracht werden, wenn die Schadstoffgehalte im Klärschlammkompost die Hälfte der gemäß § 4 Abs. 12 zulässigen Schwermetallgehalte und die Hälfte der gemäß § 4 Abs. 10 zulässigen Gehalte an organischen Schadstoffen nicht überschreiten. Diese jeweils maximal zu​lässigen Aufbringungsmengen an Klärschlamm und Klärschlammkomposten sind aufgrund des limi​tierenden Faktors Phosphatgehalt im Einzelfall auf die Mengen zu reduzieren, die zur Deckung des Nährstoffbedarfs der Pflanzen unter Berücksichtigung der im Boden verfügbaren Nährstoffe erfor​derlich sind (vergleiche § 3 Abs. 1).

	· Im Falle der Aufbringung eines Gemisches unter Verwendung von Klärschlamm bezieht sich die zuläs​sige Aufbringungsmenge auf den eingesetzten Klärschlamm und nicht auf das Gemisch. Der Anteil an Klärschlamm muss dabei vom Anlieferer nachgewiesen und dem Anwender bekannt ge​macht werden. Unabhängig davon gelten auch die Bestimmungen des § 4 Abs. 13 Satz 2. 


5.

Nitratrichtlinie

Betroffen sind alle Direktzahlungsempfänger soweit sie stickstoffhaltige Düngemittel anwenden

Die Regelungen dieser Richtlinie sind in Deutschland durch die Düngeverordnung
 und die Ver​ordnungen der Länder über Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jau​che, Gülle, Festmist, Silagesickersäften (JGS-Anlagen) umgesetzt worden. 

5.1

Vorgaben zur Düngung mit stickstoffhaltigen Düngemitteln

Es ergeben sich hierbei folgende konkrete Vorgaben:

· Bei der Ausbringung von stickstoffhaltigen Düngemitteln muss ein ausreichender Abstand zu Gewässern eingehalten werden, um direkte Einträge von Düngemitteln in Oberflächengewässer zu vermeiden. (Evtl. durch Länder gemäß Landes-Wasserge​setze zu präzisieren).
 

· Stickstoffhaltige Düngemittel dürfen nur ausgebracht werden, wenn der Boden auf​nahmefähig ist. Dies bedeutet, dass auf wassergesättigten, tief gefrorenen und stark schneebedeckten Böden in keinem Fall solche Düngemittel ausgebracht wer​den dürfen.

· Auf unbestelltem Ackerland hat der Betrieb Gülle, Jauche, Geflügelkot und flüs​sige Sekundärrohstoffdünger unverzüglich einzuarbeiten.

· Nach der Ernte der Hauptfrucht darf die mittels Gülle, Jauche, Geflügelkot oder stick​stoffhaltigen flüssigen Sekundärrohstoffdüngern ausgebrachte Menge 40 kg Ammoniumstickstoff oder 80 kg Gesamtstickstoff je Hektar auf Ackerland nicht überschreiten.

· Die Düngung nach der Ernte ist nur zu Feldgras, Grassamen, Untersaaten, Herbstaus​saaten einschließlich Zwischenfrüchten und zur Strohdüngung erlaubt.

· Für die Ausbringung von Gülle, Jauche, Geflügelkot oder stickstoffhaltigen flüssi​gen Sekundärrohstoffdüngern gilt ein allgemeines Ausbringungsverbot vom 15. November bis zum 15. Januar. Die zustän​dige Behörde kann unter Be​rücksichti​gung der besonderen Eigenschaften der Düngemittel, der Standortverhältnisse und der landwirtschaftlichen Nutzung Aus​nahmen zulassen oder weitergehende zeitliche Aus​brin​gungsverbote anordnen.

· Im Durchschnitt des Betriebs dürfen pro Hektar nicht mehr als 170 kg Stickstoff auf Ackerland und 210 kg Stickstoff auf Grünland aus Wirtschaftsdüngern tieri​scher Herkunft ausgebracht werden.

· Es sind jährliche Aufzeichnungen über die Ermittlung der im Boden verfügbaren Stickstoffmengen zu erstellen. Der Stickstoffgehalt des Bodens ist hierzu jährlich durch Bodenuntersuchungen – außer auf Dauergrünland – zu ermitteln. Alternativ können auch veröffentlichte Untersuchungsergebnisse, Ergebnisse vergleichbarer Standorte oder länderspezifische Beratungsempfehlungen verwendet werden.

· Es ist die fristgerechte Ermittlung des Gehaltes an Gesamtstickstoff von Wirt​schaftsdüngern, im Falle von Gülle zusätzlich Ammoniumstickstoff, vor der Aus​bringung auf der Grundlage von Untersuchungen oder anhand der von der zuständi​gen Behörde empfohlenen Berechnungs- und Schätzverfahren oder Richtwerten zu dokumentieren.

5.2

Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, Festmist und Silagesickersäften

Die wesentlichen Anforderungen lassen sich wie folgt zusammenfassen:

· Anlagen für das Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle und Silagesickersäften ein​schließlich deren Sammel-, Um- und Abfülleinrichtungen müssen bei den zu er​wartenden Beanspruchungen standsicher und dauerhaft dicht sein.

· Ein Ab- bzw. Überlaufen des Lagergutes, dessen Eindringen in das Grundwasser, in oberirdische Gewässer und in die Kanalisation muss zuverlässig verhindert werden.

· Ortsfeste Anlagen zum Lagern von Festmist sind mit einer dichten und wasserun​durchlässigen Bodenplatte zu versehen. Zur ordnungsgemäßen Ablei​tung der Jauche ist die Bodenplatte seitlich einzufassen und gegen das Eindrin​gen von Oberflächenwasser aus dem umgebenden Gelände zu schützen. 

· Sofern eine Ableitung der Jauche in eine vorhandene Jauche- oder Güllegrube nicht möglich ist, ist eine gesonderte Sammeleinrichtung vorzusehen.

Das Fassungsvermögen der Behälter zur Lagerung von Jauche und Gülle muss grö​ßer sein, als die erforderliche Kapazität während des längsten Zeitraumes, in dem das Ausbringen auf landwirtschaftliche Flächen verboten ist, es sei denn eine an​derweitige umweltgerechte Verwertung oder Entsorgung kann nachgewiesen wer​den. Die Untergrenze für das Fassungsvermögen wird bestimmt von der Dauer der Sperrfrist. Weiterhin sind sonstige standortabhängige Zeiten zu berücksichtigen, in denen damit zu rechnen ist, dass die Ausbringung wegen wassergesättigter, tiefge​frorener oder stark schneebedeckter Böden verboten ist. 

Um eine sowohl zeitlich als auch mengenmäßig dem jeweiligen Nährstoffbedarf der Kulturpflanzen angepasste Düngung vornehmen zu können, sollte für Gülle und Jauche eine Lagerkapazität von mindestens 6 Monaten vorgehalten werden 
(siehe auch Änderung der Verwaltungsvorschriften zum Vollzug der Landesverordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vom 3.05.1999 - VV-VAwS - (Amtsbl. Schl.-H. S. 212). 

6.

Regelungen zur Tierkennzeichnung und -registrierung

Betroffen sind Direktzahlungsempfänger, die Halter von Rindern einschließlich Bisons, Wisenten und Wasserbüffeln, Schweinen, Schafen und Ziegen sind

Es gelten:

- für Halter von Schweinen und – bis 08.07.2005 – auch von Schafen und Ziegen:

Tierkennzeichnungs- und Registrierungsrichtlinie
;

- für Halter von Rindern:

Tierkennzeichnungs- und Registrierungsrichtlinie
;

Verordnung zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen
;

Durchführungsverordnung zur Verordnung zur Kennzeichnung und Registrierung von Rin​dern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen
;

- für Halter von Schafen und Ziegen ab 09.07.2005:

Verordnung zur Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen.

Detaillierte Durchführungsbestimmungen zur Kennzeichnung und Registrierung von Tieren der betreffenden Tierart zu den genannten Artikeln der angeführten EG-Vorschriften (Standards) finden sich in der nationalen Verordnung zum Schutz gegen die Verschleppung von Tierseuchen im Viehverkehr
.

6.1

Registrierung von Betrieben mit Rindern, Schweinen, Schafen und Ziegen
 

Jeder Halter von Rindern, Schweinen, Schafen und Ziegen ist verpflichtet, seinen Betrieb spä​testens bei Beginn der Tätigkeit bei (Anlage 2 bitte die zuständige Behörde des Landes einfü​gen) unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt gehaltenen Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes, bezogen auf die jeweilige Tierart, an​zuzeigen. Änderungen sind unverzüglich anzuzeigen.

Dem Tierhalter wird dann eine zwölfstellige Registriernummer zugeteilt, die aus der für die Ge​meinde des Betriebes vorgesehenen amtlichen Schlüsselnummer nach dem Gemeindeschlüssel​verzeichnis (8 Stellen) und einer vierstelligen Betriebsnummer gebildet wird.

6.2

Kennzeichnung und Registrierung von Tieren

Jeder Halter von Rindern, Schweinen, Schafen und Ziegen muss Ohrmarken unter Angabe des voraussichtlichen jährlichen Bedarfs bei den zuständigen Behörden oder den durch die zuständi​gen Behörden beauftragten Stellen (Regionalstellen siehe Anlage 3) beantragen, die dann von dort ausgegeben werden.

6.2.1


Rinder

6.2.1.1

Ohrmarken

Jeder Tierhalter ist dafür verantwortlich, dass alle im Betrieb gehaltenen Rinder durch 2 identi​sche Ohrmarken in beiden Ohren zu identifizieren sind. Dies gilt für Rinder, die nach dem 31. Dezember 1997 geboren sind. 

Kälber sind innerhalb von 7 Tagen nach der Geburt mit 2 identischen Ohrmarken in beiden Ohren zu kennzeichnen. 

Rinder, die aus einem Drittland eingeführt werden, sind durch den Tierhalter des Bestimmungs​betriebes innerhalb von 7 Tagen nach dem Einstellen in den Betrieb mit 2 identischen Ohrmar​ken zu kennzeichnen. 

Die Kennzeichnung von Rindern, die aus anderen EU-Mitgliedstaaten nach Deutschland ver​bracht werden, steht der Kennzeichnung in Deutschland gleich; diese Tiere brauchen nicht erneut gekennzeichnet zu werden.

Bei Verlust oder Unlesbarkeit einer oder beider Ohrmarken ist der Tierhalter verpflichtet, bei der Regionalstelle eine Ersatzohrmarke mit denselben Angaben, die sich auf der verlorenen oder unlesbar gewordenen Ohrmarke befanden, zu beantragen und das Rind unverzüglich erneut zu kennzeichnen. 

6.2.1.2

Rinderpass

Der Rinderpass wird für nach dem 30. Juni 1998 in Deutschland geborene, für aus anderen EU-Mitgliedstaaten verbrachte oder aus Drittländern eingeführte Rinder, ausgenommen Schlachtrin​der, ausgestellt. In dem Pass werden alle Angaben aus dem Rinderpass des anderen EU-Mit​gliedstaates oder des Drittlandes übertragen. 
Zur Ausstellung eines Rinderpasses muss der Rinderhalter der Regionalstelle unverzüglich nach Kennzeichnung des Rindes seinen Namen und Anschrift, die Registriernummer seines Betriebes sowie die verwendete Ohrmarkennummer und

· im Falle eines im Inland geborenen Rindes dessen Geburtsdatum, das Geschlecht, die Rasse und die Ohrmarkennummer des Muttertieres oder 

· im Falle eines aus einem Drittland eingeführten Rindes das betreffende Drittland, aus dem das Tier eingeführt wurde, das Geburtsdatum, das Geschlecht, die Rasse, das Ur​sprungsland sowie die ursprüngliche Kennzeichnung des Tieres 

mitteilen.

Für Rinder, die aus EU-Mitgliedstaaten in den Bestand verbracht werden, muss der Tierhalter umgehend einen deutschen Rinderpass bei der Regionalstelle beantragen. Dazu muss das das Rind begleitende Dokument vorgelegt werden.

Im Rinderpass bestätigt der Tierhalter

· die Tierdaten durch Unterschrift unter Angabe von Ort und Datum nach Erhalt des Passes,

· im Falle des Zugangs eines Tieres in seinen Bestand, die Übernahme eines Rindes durch Unterschrift unter Angabe von Ort, Datum und Registriernummer seines Betriebes 

· im Falle des Abgangs eines Tieres aus dem Bestand, Datum der Schlachtung, Verendung oder Tötung..

Der Tierhalter hat auch dafür Sorge zu tragen, dass der Rinderpass das Rind bei jedem Verbrin​gen aus einem Bestand stets begleitet und die Übernahmedaten unverzüglich ergänzt werden.

Sofern das Rind geschlachtet wird, obliegt diese Pflicht dem Schlachthofbetreiber als Tierhalter. 

Im Falle einer Hausschlachtung muss der Rinderpass ebenfalls an die zuständige Behörde oder die Regionalstelle zurückgesandt werden.

Nach einer Verendung oder Tötung eines Rindes hat der letzte Tierhalter den Rinderpass der Untersuchungseinrichtung oder der Tierkörperbeseitigungsanstalt bei der Übergabe des Tierkör​pers zu übergeben. 

Der Verlust eines Rinderpass ist der Regionalstelle unverzüglich anzuzeigen. Diese stellt darauf​hin einen Ersatzpass aus.

6.2.1.3

Bestandsregister

Jeder Tierhalter muss ein Bestandsregister führen, in das folgende Angaben für jedes im Betrieb vorhandene Rind einzutragen sind:

· die Ohrmarkennummer,

· das Geburtsdatum,

· das Geschlecht,

· die Rasse,

· die Ohrmarkennummer des Muttertieres von ab dem 1. Januar 1998 geborenen Rindern und von vor dem 1. Januar 1998 geborenen Rindern, bei denen im Einzelfall die Ohrmar​kennummer des Muttertieres nachgewiesen werden kann,

· im Falle von Zugängen: 

· Name und Anschrift des bisherigen Tierhalters oder der Registriernummer des Be​triebes, von dem das Rind übernommen wurde, und das Zugangsdatum - bei Geburten sind innerhalb von 7 Tagen die entsprechenden Angaben einzutragen - 

· im Falle von Abgängen: 

· Name und Anschrift des neuen Tierhalters oder der Registriernummer des Betrie​bes, an den das Rind abgegeben wurde, und das Abgangsdatum - bei Verendun​gen oder Schlachtungen muss das Datum dieses Ereignisses eingetragen werden - .

Das Bestandsregister kann handschriftlich oder in elektronischer Form geführt werden. Bei handschriftlicher Form muss das Bestandsregister gebunden, chronologisch geführt und mit fortlaufender Seitenzahl versehen sein. Wird das Bestandsregister in elektronischer Form ge​führt, ist bei einer Überprüfung der zuständigen Behörde ein aktueller Ausdruck auf Kosten des Tierhalters vorzulegen. In jedem Falle sind die Eintragungen unverzüglich nach Ausführung der aufzeichnungspflichtigen Tätigkeit vorzunehmen. Das Bestandsregister muss mindestens 3 Jahre lang aufbewahrt werden. Diese Aufbewahrungspflicht gilt auch dann, wenn die Rinderhaltung aufgegeben wurde.

6.2.1.4

Zentrale Datenbank

Alle Rinderhalter, auch die, die nur vorübergehend für die Tiere verantwortlich sind, müssen jede Bestandsveränderung an die zentrale Datenbank (Internetadresse: www.hi-tier.de) melden, d.h. Landwirte, Pensionstierhalter und Viehhändler sind zur Meldung von Geburten, Zugängen, Abgängen, Verendungen oder Hausschlachtungen verpflichtet. Die Abgabe zur tier​ärztlichen Behandlung ist nicht meldepflichtig.

Neben der Registriernummer seines Betriebes muss der Tierhalter folgende einzeltierbezogene Angaben melden:

· die Ohrmarkennummer,

· das Zugangsdatum,

· das Abgangsdatum,

· den EU-Mitgliedstaat, das Ursprungsland und das Geburtsdatum im Falle des Verbrin​gens aus einem anderen EU-Mitgliedstaat unmittelbar in seinen Bestand oder

· das Geburtsdatum im Falle der Einfuhr aus einem Drittland zur unmittelbaren Schlach​tung oder

· den EU-Mitgliedstaat im Falle des Verbringens nach einem anderen EU-Mitgliedstaat oder

· das Drittland im Falle der Ausfuhr in ein Drittland oder

· Angaben zum Tod eines Rindes (Schlachtung, Krankschlachtung, Notschlachtung oder Tod auf andere Weise).

Die Meldung muss innerhalb von 7 Tagen entweder mit vorgedruckter Meldekarte an die Regio​nalstelle - von dort erfolgt Weiterleitung der Daten an die zentrale Datenbank -, per Tastentele​fon oder via Computer und Internet an die zentrale Datenbank erfolgen. Meldekarten für die ver​schiedenen Meldearten können bei den Regionalstellen bezogen werden.

Fehlerhafte Meldungen sind vom Tierhalter zu korrigieren. 

6.2.2


Schweine

6.2.2.1

Ohrmarken

Schweine sind im Ursprungsbetrieb vom Tierhalter spätestens mit dem Absetzen mit einer offe​nen Ohrmarke zu kennzeichnen. 

Die offene Ohrmarke darf nur einmal verwendbar sein und muss auf der Vorderseite folgende Angaben in deutlich lesbarer schwarzer Schrift auf weißem Grund tragen: DE (für Deutschland), das für den Sitz des Betriebes geltende amtliche Kraftfahrzeugkennzeichen des Landkreises oder der kreisfreien Stadt sowie - für ab dem 1. April 2003 geborenen Schweine - die letzten sieben Ziffern der Registriernummer des Geburtsbetriebes.

Die Kennzeichnung von Schweinen, die aus anderen EU-Mitgliedstaaten nach Deutschland ver​bracht werden, steht der Kennzeichnung in Deutschland gleich. Derartig gekennzeichnete Schweine brauchen nicht erneut gekennzeichnet zu werden.

Schweine, die aus einem Drittland eingeführt werden, sind spätestens bei dem Einstellen in den Betrieb zu kennzeichnen. Eine Ausnahme gilt nur für Schlachttiere, die unter Beachtung von § 33 der Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung (BmTierSSchV) unmittelbar zur Schlach​tung verbracht werden. Danach dürfen eingeführte Schlachtklauentiere nur unmittelbar in das von der zuständigen Behörde bestimmte öffentliche oder von ihr zugelassene nicht-öffentliche Schlachthaus verbracht werden; der Empfänger hat die Tiere dort spätestens 5 Werktage nach ihrem Eintreffen zu schlachten oder schlachten zu lassen, sofern nicht eine kürzere Frist be​stimmt wird.

Bei Verlust oder Unlesbarkeit der Ohrmarke muss der Tierhalter das Schwein unverzüglich er​neut kennzeichnen. Eine Ausnahme gilt für Schlachtschweine, die unmittelbar zur Schlachtung bestimmt sind und die nach § 3 Fleischhygieneverordnung anderweitig gekennzeichnet sind (z.B. Schlagstempel).

6.2.2.2

Bestandsregister

Alle Schweinehalter müssen ein Bestandsregister über die im Bestand vorhandenen Schweine unter Berücksichtigung der Zu- und Abgänge einschließlich Geburten und Todesfällen unter Angabe ihrer Ohrmarkennummer, führen. Folgende Angaben sind einzutragen:

· bei Geburt: Geburtsdatum und Anzahl,

· bei Zugang: Name, Anschrift des bisherigen Besitzers, Zugangsdatum,

· bei Abgang: Name, Anschrift des Erwerbers, Abgangsdatum,

· bei Verendung: Datum der Verendung und Anzahl.

Das Bestandsregister kann handschriftlich oder in elektronischer Form geführt werden. Bei handschriftlicher Form muss das Bestandsregister gebunden, chronologisch aufgebaut und mit fortlaufender Seitenzahl versehen sein. Wird das Bestandsregister in elektronischer Form ge​führt, ist bei einer Überprüfung der zuständigen Behörde ein aktueller Ausdruck auf Kosten des Tierhalters vorzulegen. In jedem Falle sind die Eintragungen unverzüglich nach Ausführung der aufzeichnungs-pflichtigen Tätigkeit vorzunehmen. Das Bestandsregister muss 3 Jahre lang auf​bewahrt werden. Diese Aufbewahrungspflicht gilt auch dann, wenn die Schweinehaltung aufge​geben wurde.

Es wird darauf hingewiesen, dass neben den beiden genannten Standards auch andere fachrecht​liche Bestimmungen, z.B. die vorgeschriebenen Meldungen an die zentrale Schweinedatenbank, einzuhalten sind; ein Verstoß gegen solche fachrechtlichen Bestimmungen stellt eine Ordnungs​widrigkeit dar und kann von der zuständigen Behörde geahndet werden. 

6.2.3

Schafe und Ziegen

Die nachstehenden Erläuterungen beziehen sich auf das bis 8. Juli 2005 geltende EG-Recht
. Ab 9. Juli 2005 sind neue Vorgaben
 anzuwenden, deren Umsetzung in die Viehverkehrsverord​nung derzeit vorbereitet werden. Die schaf- und ziegenhaltenden Betriebe werden dann hiervon gesondert unterrichtet.

6.2.3.1


Ohrmarken

Bereits jetzt gehaltene oder bis zum 9. Juli 2005 geborene Zucht- oder Schlachtschafe oder –ziegen sind im Ursprungsbetrieb vom Tierhalter spätestens 6 Monate nach der Geburt, jedoch vor dem ersten Verlassen aus dem Ursprungsbetrieb mit einer offenen Ohrmarke zu kennzeich​nen. 

Die offene Ohrmarke darf nur einmal verwendbar sein und muss auf der Vorderseite in deutlich lesbarer schwarzer Schrift auf weißem Grund folgende Angaben tragen: DE (für Deutschland), das für den Sitz des Betriebes geltende amtliche Kraftfahrzeugkennzeichen des Landkreises oder der kreisfreien Stadt und die letzten sieben Ziffern der Registriernummer des Geburtsbetriebes. Der Tierhalter kann Schafe und Ziegen auch mittels Ohrtätowierung kennzeichnen, sofern durch eine Ohrtätowierung der zuständigen Behörde oder einer Züchtervereinigung der Ursprungsbe​trieb zu ermitteln ist und die Züchtervereinigung sich verpflichtet hat, die zuständige Behörde über die vorgenommene Kennzeichnung zu unterrichten.

Die Kennzeichnung von Zucht- oder Schlachtschafen oder -ziegen, die aus anderen EU-Mit​gliedstaaten nach Deutschland verbracht werden, steht der Kennzeichnung in Deutschland gleich; diese Tiere brauchen nicht erneut gekennzeichnet zu werden.

Schafe oder Ziegen, die aus einem Drittland eingeführt werden, sind spätestens bei dem Einstel​len in den Betrieb zu kennzeichnen. Eine Ausnahme gilt nur für Schlachttiere, die unter Beach​tung von § 33 der BmTierSSchV unmittelbar zur Schlachtung verbracht werden. Danach dürfen eingeführte Schlachtklauentiere nur unmittelbar in das von der zuständigen Behörde bestimmte öffentliche oder von ihr zugelassene nicht-öffentliche Schlachthaus verbracht werden; der Emp​fänger hat die Tiere dort spätestens 5 Werktage nach ihrem Eintreffen zu schlachten oder schlachten zu lassen, sofern nicht eine kürzere Frist bestimmt wird.

Bei Verlust oder Unlesbarkeit der Ohrmarke muss der Tierhalter Schafe oder Ziegen unverzüg​lich erneut kennzeichnen. 

6.2.3.2


Bestandsregister

Alle Schaf- oder Ziegenhalter, die mehr als 3 Mutterschafe oder Mutterziegen halten, müssen ein Bestandsregister über die im Bestand vorhandenen Tiere führen. Anzugeben ist die Gesamtan​zahl der am 1. Januar jeden Jahres im Bestand vorhandenen Schafe oder Ziegen sowie die Zu- und Abgänge an Schafen oder Ziegen unter Angabe ihrer Ohrmarken- oder, sofern Zuchttiere tätowiert sind, der Tätowierungsnummer. Folgende Angaben sind einzutragen:

· bei Zugang: Name, Anschrift des bisherigen Besitzers, Zugangsdatum,

· bei Abgang: Name, Anschrift des Erwerbers, Abgangsdatum.

Das Bestandsregister kann handschriftlich oder in elektronischer Form geführt werden. Bei handschriftlicher Form muss das Bestandsregister gebunden, chronologisch aufgebaut und mit fortlaufender Seitenzahl versehen sein. Wird das Bestandsregister in elektronischer Form ge​führt, ist bei einer Überprüfung der zuständigen Behörde ein aktueller Ausdruck auf Kosten des Tierhalters vorzulegen. In jedem Falle sind die Eintragungen unverzüglich nach Ausführung der aufzeichnungspflichtigen Tätigkeit vorzunehmen. Das Bestandsregister muss 3 Jahre lang aufbe​wahrt werden. Diese Aufbewahrungspflicht gilt auch dann, wenn die Schaf- oder Ziegenhaltung aufgegeben wurde.

V.

KONTROLL- UND SANKTIONSSYSTEM

1.

Kontrolle

Die Kontrolle der Landwirte auf die Einhaltung der Cross Compliance-Auflagen obliegt den in den Ländern zuständigen Fachrechtsbehörden. Die Kontrollen können von den Zahlstellen über​nommen werden, wenn deren Kontrollen ebenso wirksam sind wie die Kontrollen der Fach​rechtsbehörden. Die Kontrollen erfolgen grundsätzlich unangekündigt.

1.1

Systematische Kontrolle

Das EG-Recht schreibt grundsätzlich vor, dass die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtun​gen von der fachlich zuständigen Behörde bei mindestens 1% der Antrag auf Direktzahlungen stellenden Betriebe systematisch vor Ort überprüft wird, es sei denn, das jeweilige Fachrecht sieht einen anderen Mindestkontrollsatz vor (z.B. ist die Tierkennzeichnung bei 5 % der Antrag auf Direktzahlungen stellenden rinderhaltenden Betriebe zu prüfen).

1.2

Weitere Kontrollen

Darüber hinaus sind von den fachlich zuständigen Behörden (z.B. Landwirtschafts-, Veterinär- oder Natur​schutzbehörde) im Rahmen der bestehenden Fachrechtskontrolle auch alle weiteren festgestellten Verstöße gegen die anderweitigen Verpflichtungen durch einen Empfänger von Direkt​zahlungen an die Prämienbehörde zu melden (so genannte Cross Checks). Auch wenn diese Verstöße nicht im Rahmen der systematischen Kontrollen festgestellt wurden, bewirken sie eine Kürzung der Direktzahlungen. Dabei ist es unerheblich, auf welche Weise die Behörde von den Verstößen Kenntnis erlangt hat. Dies kann sowohl durch Anzeigen Dritter (Privatpersonen oder andere dazu verpflichtete Behörden) als auch im Rahmen sonstiger Fachrechtskontrollen erfolgt sein.

Ein solches aus zwei Komponenten bestehendes Kontrollsystems ist notwendig, weil sich die systematische Kontrolle nur auf solche Ge​genstände beziehen kann, die einem systematischen Kontrollverfahren auf der Basis einer vorherigen Auswahl von bestimmten Betrieben überhaupt zugänglich sind. Die systematische Kontrolle konzentriert sich daher vor allem auf die Prüfung von Unterlagen sowie auf Buch- und Sichtprüfungen. Durch die Cross Checks können dagegen alle Sachverhalte überprüft werden, die zufällig aufgefallen sind und vermutlich Verstöße gegen die anderweitigen Verpflichtungen darstellen.

Um den Kontrollaufwand zu begrenzen, können die systematischen Kontrollen gebündelt wer​den, d.h. bei einem Prüfbesuch werden im selben Betrieb mehrere Regelungen oder Standards überprüft.

2.

Bewertung eines Verstoßes gegen die anderweitigen Verpflichtungen

Die den Verstoß feststellende Behörde erstellt einen Kontrollbericht und bewertet den Verstoß.

Hinweis:

Relevant für die Kürzung der Direktzahlungen ist die Nichterfüllung einer oder mehre​rer anderweitiger Verpflichtungen nur dann, wenn dies im Rahmen einer land​wirtschaftlichen Tätigkeit oder auf einer landwirtschaftlichen Fläche des Betriebs (einschl. stillgelegter Parzellen) erfolgte.

Bei der Bewertung wird generell auf die Kriterien Häufigkeit, Ausmaß, Schwere und Dauer abgestellt. Diese Begriffe sind wie folgt zu verstehen:

►

Häufigkeit:
Wiederholte Nichteinhaltung derselben Anforderung innerhalb von 3 aufeinan​der folgenden Jahren, vorausgesetzt der Betriebsinhaber wurde auf den vorange​gangenen Verstoß hingewiesen und er hatte die Möglichkeit, die erforderlichen Maßnah​men zur Abstellung dieses Verstoßes zu treffen.

►

Ausmaß: Der räumliche Bezug, insbesondere ob der Verstoß weitreichende Auswirkun​gen hat oder auf die Flächen des Betriebes oder den Betrieb selbst begrenzt ist.

►

Schwere: Bezogen auf die Ziele, die mit der betreffenden Rechtsvorschrift erreicht werden sollen. 

►

Dauer: Insbesondere bezogen auf die Länge des Zeitraums, in dem die Auswirkungen festzu​stellen sind, oder welche Möglichkeiten bestehen, die Auswirkungen mit angemes​senen Mitteln abzustellen.

Die zuständige Fachbehörde hat nach diesen Kriterien den festgestellten Verstoß als leicht, mittel oder schwer zu bewerten. Aufgrund dieser Bewertung kürzt die Prämienbehörde dann die Direktzahlungen (Sanktion).

3.

Sanktionshöhe

►

Bei einem fahrlässigen Verstoß werden die gesamten Direktzahlungen eines Betriebes bei

· leichtem Verstoß um 1 %,

· mittlerem Verstoß um 3 %

· schwerem Verstoß um 5 %

gekürzt.




Die Cross Compliance-Regelungen sind in vier Bereiche zusammengefasst:




●

1. Bereich:
Umwelt (laufende Nr. 1-5 der Anlage 4)




●

2. Bereich:
Lebens- und Futtermittelsicherheit (laufende Nr. 6-15 der Anlage 4)




●

3. Bereich:
Tierschutz (laufende Nr. 16-18 der Anlage 4)




●

4. Bereich:
Vorgaben zur Erhaltung der Flächen in einem guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand sowie ein Genehmigungsgebot für Dauergrün​landumbruch bzw. die Wiederansaatverpflichtung von Dauer​grünland




Mehrere Verstöße innerhalb eines Jahres in einem Bereich werden wie ein Verstoß sanktio​niert. Werden innerhalb eines Bereichs unterschiedliche Kürzungssätze verhängt, gilt als Kürzungssatz für den gesamten Bereich der jeweils höchste Wert. Der zulässige Kürzungs​satz kann somit bei fahrlässigen Verstößen maximal 5 % betragen.






Beispiel:






Ein Betriebsinhaber verstößt in einem Jahr sowohl gegen eine relevante Regelung der Düngeverordnung als auch gegen eine gesetzliche Auflage der Klärschlammver​ordnung.






Verstoß (mittel) gegen Düngeverordnung







Kürzungssatz 3 %






Verstoß(mittel) gegen Klärschlammverordnung




Kürzungssatz 3 %






Gesamtkürzung 3 %





Beide Verstöße sind dem ersten Bereich (Umwelt) zuzuordnen. Deshalb werden sie als ein Verstoß gewertet und die Gesamtkürzung beträgt 3 %. Läge ein mittlerer Verstoß gegen die Düngeverordnung (Kürzungssatz 3 %) und ein schwerer Verstoß gegen die Klärschlamm​verordnung vor (Kürzungssatz 5 %), betrüge die Gesamtkürzung 5 %.




Bei Verstößen in mehreren Bereichen werden die festgesetzten Kürzungssätze addiert, wo​bei der gesamte Kürzungssatz 5 % nicht überschreiten darf.






Beispiel:






Ein Betriebsinhaber verstößt gegen eine relevante Regelung der Düngeverordnung und gegen die Vogelschutzrichtlinie sowie gegen eine Regelung im Bereich der Lebensmit​tel- und Futtermittelsicherheit (Tierkennzeich​nung).

Verstöße (mittel) gegen Düngeverordnung u. Vogelschutzrichtlinie

   Kürzungssatz 3 %






Verstoß (mittel) Tierkennzeichnung






Kürzungssatz 3 %



















Gesamtkürzung 5 %





Anstatt einer Gesamtkürzung von 6 % (3 % + 3 %) werden die Direktzahlungen auf​grund der Obergrenze insgesamt nur um 5 % gekürzt.

Ist ein Verstoß allerdings für zwei oder mehr Bereiche relevant, so wird er nur einmal be​rücksichtigt.






Beispiel:

Ein Verstoß gegen des Beseitigungsverbot von Landschaftselementen, welches sowohl ein Verstoß gegen die Vogelschutzrichtlinie (1. Bereich) als auch gegen die Vorgaben zur Erhaltung von Flächen in einem guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zu​stand (4. Bereich) darstellen kann, wird als ein Verstoß gewertet.




Im Wiederholungsfall, d.h. wenn sich ein Verstoß gegen eine relevante Anforderung einer Verordnung oder Richtlinie innerhalb von 3 Jahren wiederholt, wird der anzuwendende Kürzungssatz um den Faktor 3 erhöht. Bei jedem Wiederholungs​fall wird der Faktor 3 auf das vorangegangene Ergebnis angewendet. Die Sanktion darf jedoch bei Fahrlässigkeit eine Obergrenze von 15 % nicht überschreiten.






Beispiele:






a)
Ein Betriebsinhaber verstößt gegen eine relevante Bestimmung der Düngeverord​nung. Im darauf folgenden Jahr wird dieser Verstoß erneut festgestellt. 








erstmaliger Verstoß (mittel)


Kürzungssatz 3 %








erneuter Verstoß (vorheriger Kürzungssatz * 3)








Gesamtkürzung im zweiten Jahr 9 %







Da es sich im zweiten Jahr um einen Wiederholungsfall handelt, beträgt die Sank​tion dann 9 % (3 * 3 %).






b)
Der Betriebsinhaber aus dem Beispiel a) wiederholt auch im dritten Jahr diesen Verstoß gegen die Düngeverordnung.








erstmaliger Verstoß (mittel)


















Kürzungssatz 3 %








erster Wiederholungsfall



















Kürzungssatz 9 %








zweiter Wiederholungsfall (vorheriger Kürzungssatz * 3)








Gesamtkürzung 15 %





Bei der zweiten Wiederholung wird nicht der errechnete Wert von 27 % (3 * 9 %), son​dern lediglich die Obergrenze von 15 % als Kürzungssatz angewendet.




Wird der maximale Prozentsatz von 15 % erreicht, erhält der Empfänger der Direktzahlun​gen eine Information, dass ein erneuter Verstoß gegen die gleiche relevante Verpflichtung wie Vorsatz gewertet wird. Dann wird bei einer erneuten Wiederholung der Faktor 3 auf den vorangegangenen Prozentsatz – ohne Beschränkung durch die Obergrenze – angewen​det. Für die Sanktion gilt dann keine Obergren​ze mehr.






Beispiel:






Der Betriebsinhaber aus dem obigen Beispiel wiederholt auch im vierten Jahr diesen Verstoß gegen die Düngeverordnung. Er ist nach dem zweiten Wiederholungsfall darauf hingewiesen worden, dass jede weitere Wiederholung als Vorsatz gilt.






erstmaliger Verstoß (mittel)



















Kürzungssatz 3 %






erster Wiederholungsfall





















Kürzungssatz 9 %






zweiter Wiederholungsfall




















Kürzungssatz 27 %

dritter Wiederholungsfall
(vorheriger Kürzungssatz * 3)  
Gesamtkürzung 81 %





Nachdem der Betriebsinhaber darauf hingewiesen wurde, dass eine Wiederholung als Vorsatz angesehen wird, gilt die Obergrenze von 15 % nicht mehr. Entsprechend wird der Faktor 3 auch auf das Kürzungsergebnis des Vorjahres ohne Obergrenze ange​wen​det. Beim zweiten Wiederholungsfall hätte die Kürzung ohne Obergrenze eigentlich 27 % betragen. Dementsprechend beträgt die Gesamtkürzung beim dritten Wiederho​lungsfall 81 % (27 % * 3).

Kommt es zu einem Zusammentreffen von einem erstmaligen Verstoß und Wiederho​lungsverstößen greift die Kappungsgrenze von 5 % nicht. Solange jedoch kein Vorsatz festgestellt wird, gilt die Obergrenze von 15 %.






Beispiel:






Ein Betriebsinhaber verstößt gegen eine relevante Anforderung der Düngeverordnung. Im folgenden Jahr wird eine Wiederholung dieses Verstoßes festgestellt. Zusätzlich hält dieser Betriebsinhaber in diesem Jahr eine Regelung im Bereich Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit (Tierkennzeich​nung) erstmalig nicht ein.






erster Wiederholungsfall Verstoß (mittel) gegen Düngeverordnung

Kürzungssatz 9 %






erstmaliger Verstoß (mittel) gegen Tierkennzeichnung








Kürzungssatz 3  %






Gesamtkürzung 12 %





Die Addition der beiden Kürzungssätze ergibt eine Gesamtkürzung von 12 %, die Kap​pungs​regelung auf 5 % bei erstmalig festgestellten Verstößen greift nicht.
►

Bei einem vorsätzlichen Verstoß erfolgt in der Regel eine Kürzung der gesamten Direkt​zahlungen eines Betriebes um 20 %. Auf der Grundlage der Beurteilung der Bedeutung des Verstoßes durch die Fachbehörde kann dieser Prozentsatz auf mindestens 15 % verringert oder auf maximal 100 % erhöht werden. In besonders schweren Fällen können die Direkt​zahlungen auch für mehr als ein Jahr komplett versagt werden.

VI.

ANLAGEN

Anlage 1

Humusbilanz und Bodenhumusuntersuchung

1

Grenzwert für die Humusbilanz

Der Humusbilanzsaldo soll im Bereich zwischen - 75 kg Humus-C/ha/Jahr und + 125 kg Humus-C/ha/Jahr liegen und darf den Wert von - 75 kg Humus-C/kg/Jahr im dreijäh​rigen Durchschnitt nicht unterschreiten.

Berechnungsverfahren:

Bilanzierung des Humusbedarfs der angebauten Fruchtarten und der Humusreproduktion durch Verbleib von Ernteresten und Zufuhr von organischen Düngern auf Betriebsebene in​nerhalb eines Jahres anhand der Tabellen 1 bis 3 (siehe auch Rechenbeispiel).

2

Grenzwerte für den Erhalt der organischen Substanz im Boden bei der Bodenhumus​untersuchung

Tongehalt im Boden
(13 % :
Humusgehalt > 1 Prozent

Tongehalt im Boden
(13 % :
Humusgehalt > 1,5 Prozent

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann wegen besonderer Standortgegebenheiten die Grenzwerte regional anpassen.

Umrechnung von organischem Kohlenstoff in Humus durch Multiplikation mit dem Faktor 1,72.

Tabelle 1:

Kennzahlen zur fruchtartspezifischen Veränderung des Humusvorrates (Humusbedarf) des Bodens in Humusäquivalenten (kg Humus-C pro ha und Jahr)

	Hauptfruchtarten

	Zucker- und Futterrübe, einschließlich Samenträger
	– 760

	Kartoffeln und 1. Gruppe Gemüse-, Gewürz- und Heilpflanzen1)
	– 760

	Silomais, Körnermais und 2. Gruppe Gemüse-, Gewürz- und Heilpflanzen1)
	– 560

	Getreide einschließlich Öl- und Faserpflanzen, Sonnenblumen sowie 3. Gruppe Gemüse-, Gewürz- und Heilpflanzen1)
	– 280

	Körnerleguminosen
	   160

	Bedarfsfaktoren für Zucker- und Futterrüben sowie Getreide einschließlich Körnermais und Ölfrüchten ohne Koppelprodukte; bei den restlichen Fruchtarten ist die Humusersatzleistung der Koppelprodukte im Humusbedarf berücksichtigt.

	Mehrjähriges Feldfutter

	Ackergras, Leguminosen, Leguminosen-Gras-Gemenge, Vermehrung und 4. Gruppe Gemüse-, Gewürz- und Heilpflanzen1)
· je Hauptnutzungsjahr

· im Ansaatjahr



als Frühjahrsblanksaat



bei Gründeckfrucht



als Untersaat



als Sommerblanksaat
	600

400

300

200

100

	Zwischenfrüchte

	Winterzwischenfrüchte
	120

	Stoppelfrüchte
	80

	Untersaaten
	200

	Brache

	Selbstbegrünung

· ab Herbst

· ab Frühjahr des Brachejahres
	180

80

	Gezielte Begrünung

· ab Sommer der Brachlegung 
incl. dem folgenden Brachejahr 2)
· 
ab Frühjahr des Brachejahres
	
700

400


1)

Gruppierung von Gemüse-, Duft-, Gewürz- und Heilpflanzen nach ihrer Humusbedürftigkeit:



Gruppe 1:

Blumenkohl, Brokkoli, Chinakohl, Fingerhut, Gurke, Knollensellerie, Kürbis, Porree, Rhabarber, Rotkohl, Stabtomate, Stangensellerie, Weißkohl, Wirsingkohl, Zucchini, Zuckermelone.



Gruppe 2:

Aubergine, Chicoree (Wurzel), Goldlack, Kamille, Knoblauch, Kohlrübe, Malve, Möhre, Meerret​tich, Paprika, Pastinake, Ringelblume, Schöllkraut, Schwarzwurzel, Sonnenhut, Zuckermais.



Gruppe 3:

Ackerschachtelhalm, Alant, Arzneifenchel, Baldrian, Bergarnika, Bergbohnenkraut, Bibernelle, Blattpetersilie, Bohnenkraut, Borretsch, Brennnessel, Buschbohne, Drachenkopf, Dill, Dost, Eibisch, Eichblattsalat, Eisbergsalat, Endivie, Engelswurz, Estragon, Faserpflanzen, Feldsalat, Fenchel (großfrüchtig), Goldrute, Grün​erbse, Grünkohl, Hopfen, Johanniskraut, Kohlrabi, Kopf​salat, Kornblume, Kümmel, Lollo, Liebstöckel, Majoran, Mangold, Mutterkraut, Nachtkerze, Ölfrüchte, Pfefferminze, Radicchio, Radies, Rettich, Romana, Rote Rübe, Salbei, Schafgarbe, Schnittlauch, Spinat, Spitzwegerich, Stangenbohne, Tabak, Thymian, Wurzelpetersilie, Zitronen​melisse, Zwiebel.



Gruppe 4:

Bockshornklee, Schabziegerklee, Steinklee.

2)

Gilt auch für nachfolgende Jahre.

Tabelle 2:

Kennzahlen zur Humus-Reproduktion organischer Materialien in Humus​äquivalenten (kg Humus-C je Tonne Substrat)1)
	

Material
	kg Humus-C pro t Substrat
	Trocken​masse (%) 

	Pflanzenmaterial
Stroh
	100
	86

	


Gründüngung, Rübenblatt,, Marktabfälle,  
	8
	10

	


Grünschnitt
	16
	20

	Stallmist


frisch
	28
	20

	 
	40
	30

	


verrottet (auch Feststoff aus Gülleseparierung)
	40
	25

	 
	56
	35

	


Kompostiert
	62
	35

	 
	96
	55

	Gülle


Schwein
	4
	4

	
	8
	8

	


Rind
	6
	4

	 
	9
	7

	 
	12
	10

	


Geflügel (Kot)
	12
	15

	 
	22
	25

	 
	30
	35

	 
	38
	45

	Bioabfall


nicht verrottet 
	30
	20

	 
	62
	40

	


Frischkompost 
	40
	30

	 
	66
	50

	


Fertigkompost
	46
	40

	
	58
	50

	 
	70
	60

	Klärschlamm
ausgefault, unbehandelt 
	8
	10

	



	12
	15

	 
	28
	25

	 
	40
	35

	 
	52
	45

	


Kalkstabilisiert
	16
	20

	 
	20
	25

	 
	36
	35

	 
	46
	45

	 
	56
	55

	Gärrückstände
flüssig 
	6
	4

	 
	9
	7

	 
	12
	10

	


fest 
	36
	25

	 
	50
	35

	


Kompost
	40
	30

	 
	70
	60

	Sonstiges


Rindenkompost
	60
	30

	 
	100
	50

	


See- und Teichschlamm
	10
	10

	 
	40
	40


1)

Die Humusreproduktion 1 t ROS („Reproduktionswirksame organische Substanz“) entspricht 200 kg Kohlen​stoff, die 1 t HE („Humuseinheit“) entspricht 580 kg Kohlenstoff.

Bei nicht aufgeführten organischen Materialien sind die Kennzahlen der nach Landesrecht zuständigen Behörde zu verwenden.

Tabelle 3:

Richtwerte für das Verhältnis von Haupternteprodukt zu Nebenernteprodukt (Korn:Stroh-Verhältnis, bzw. Wurzel:Laub-Verhältnis)

	Braugerste
	0,70

	Gehaltsrübe
	0,40

	Hafer
	1,10

	Körnermais
	1,00

	Massenrübe
	0,40

	Öllein
	1,60

	Sommerfuttergerste
	0,80

	Sommerraps
	1,70

	Sonnenblume
	4,10

	Wintergerste
	0,80

	Winterraps, Winterrübsen
	1,30

	Winterroggen
	0,90

	Wintertriticale
	0,90

	Winterweizen
	0,80

	Zuckerrübe
	0,70

	Beispiel: 10 t Weizenkorn liefern gleichzeitig 8 t Stroh


Diese Werte sind als Richtwerte zu verstehen. In begründeten Fällen (z.B. besondere Sorten​wahl, nicht aufgeführte Kultur) können andere Werte verwendet werden.

Die Kennzahlen der Tabellen 1 bis 3 können von den nach Landesrecht zuständigen Behörden wegen besonderer Standortgegebenheiten und Bewirtschaftungssysteme regional angepasst werden.


Rechenbeispiel:

1. Schritt:

Ermittlung des Humusbedarfs

	Fruchtfolge
	Anbauumfang

(ha)
	Humuswirkung je Hektar

(in kg Humus-C)
	Humuswirkung auf Gesamtbetrieb

(in kg Humus-C)

	
	(1)
	(2)
	(1) * (2) = (3)

	Kartoffel
	10
	- 760
	- 7 600

	Winterweizen
	30
	- 280
	- 8 400

	Brache (Selbstbegrü​nung ab Herbst)
	4
	+ 180
	+ 720

	Summe Humusbedarf
	44
	-
	- 15 280


Erläuterung:

Zur Ermittlung des Humusbedarfs eines Betriebes werden die einzelnen angebauten Kulturen (einschl. Brache) mit ihren Anbauflächen aufgeführt. Die Zahlen zur Humuswirkung der einzel​nen Kulturen (Spalte 2) sind Tabelle 1 entnommen. Um den Humusbedarf des gesamten Betrie​bes zu errechnen, werden die Spalten 1 und 2 multipliziert. Insgesamt entsteht ein Humusbedarf von 15 280 kg Humus-Kohlenstoff (Humus-C).
2. Schritt:

Ermittlung der Humusreproduktion (hier Humuslieferung durch Nebenprodukte, die auf dem Feld bleiben)

	
	Anbau​umfang (ha)
	Haupt​frucht​ertrag

(t pro ha)
	Relation Haupternte-/Nebenern​teprodukt
	Ertrag Rübenblatt/ Stroh

(in t pro ha)
	Faktor


	Humusre​produktion je Hektar

(in kg Humus-C)
	Humusrepro​duktion auf Gesamtbetrieb

(in kg Humus-C)

	
	(1)
	(2)
	(3)
	(2) * (3) = (4)
	(5)
	(4) * (5) = (6)
	(6) * (1) = (7)

	Kartoffel
	10
	40
	-
	-
	-
	-
	0

	Winterweizen
	20
	8,5
	0,8
	6,8
	100
	680
	+ 13 600

	Summe Humusrepro​duktion
	
	
	
	
	
	
	+ 13 600


Erläuterung:

Zur Ermittlung der Humusreproduktion sind die ausgebrachten organischen Düngemittel sowie auf dem Feld verbleibende Nebenprodukte zu berücksichtigen. Auf dem Beispielbetrieb wurde kein organischer Dünger ausgebracht, sodass für die Humusreproduktion allein die Humusliefe​rung durch Nebenprodukte, die auf dem Feld verbleiben, zu berechnen ist. 

Zu diesem Zweck wird der Hauptfruchtertrag (Spalte 2) mit einem Faktor multipliziert, der die Relation von Haupternteprodukt zu Nebenernteprodukt wiedergibt (Spalte 3). Für Winterweizen beträgt die Relation 0,8. Bei Kartoffeln wird die Humusersatzleistung durch Nebenprodukte be​reits bei der Ermittlung der Humuswirkung im 1. Schritt berücksichtigt (siehe auch Tabelle 1). Durch Multiplikation von Spalte 2 und 3 wird der Nebenproduktertrag (Stroh) errechnet (Spal​te 4). Zur Ermittlung der Humus-Kohlenstoffmenge wird der Nebenproduktertrag mit einem Faktor multipliziert, der angibt, wie viel Humus-C in einer Tonne Ausgangsmaterial bei unter​schiedli​chen Trockenmassegehalten enthalten ist. Die entsprechenden Faktoren sind der Tabelle 2 zu entnehmen. Eine Tonne Stroh liefert danach 100 kg Humus-C. Durch Multiplikation der Spal​ten 4 und 5 errechnet sich die Humusreproduktion je ha Winterweizen (Spalte 6). Wird diese Menge mit der Anbaufläche multipliziert, ergibt sich die Humusreproduktion für den gesamten Betrieb (Spalte 7). Da das Stroh von 10 ha verkauft wurde, werden für die Humusreproduktion nur die verbleibenden 20 ha Winterweizenfläche berücksichtigt.

3. Schritt:
Bilanzierung

	Bilanz
	kg Humus-C

	Summe Humusbedarf
	- 15 280

	Summe Humusreproduktion
	+ 13 600

	Gesamtbilanz
	- 1 680

	Humusbilanz in kg Humus-C pro Hektar und Jahr (1 680 kg Humus-C ÷ 44 ha)
	 - 38


Erläuterung:

In der Humusbilanz werden Humusbedarf und Humusreproduktion einander gegenübergestellt. Für den Beispielbetrieb ergibt sich ein negativer Saldo von - 1 680 kg Humus-C. Bezogen auf den Hektar liegt der Saldo in dem betrachteten Jahr bei - 38 kg Humus-C. Der Betriebsinhaber muss an einer Beratungsmaßnahme teilnehmen, wenn der Saldo im dreijährigen Durchschnitt den Wert von - 75 kg Humus-C/ha unterschreitet. Würde im Falle des Beispielbetriebes auch in den folgenden Jahren das jährliche Defizit bei - 38 kg Humus-C/ha liegen, bräuchte der Be​triebsinhaber demnach an keiner Beratungsmaßnahme teilnehmen.

Anlage 2

Behörde für die Registrierung von Betrieben

Bitte länderspezifisch anpassen!

	Baden-Württemberg
	Veterinärämter der Stadt- und Landkreise

	Bayern
	Veterinärämter der Landkreise und kreisfreien Städte

	Berlin
	Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit

	Brandenburg
	Landeskontrollverband Brandenburg

	Bremen
	Senator für Wirtschaft und Häfen

	Hamburg
	Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales

	Hessen
	Hessischer Verband für Leistungs- und Qualitätsprü​fung in der Tierzucht e.V. (HVL)

	Mecklenburg-Vorpommern
	Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsämter der Landkreise und kreisfreien Städte 

mit der Durchführung beauftragt: Ämter und Landwirt​schaft

	Niedersachsen
	Landkreise und kreisfreie Städte

	Nordrhein-Westfalen
	Veterinärämter der Stadt- und Landkreise

	Rheinland-Pfalz
	Landkreise und kreisfreie Städte

	Saarland
	Landwirtschaftskammer Saarland

	Sachsen
	Landkreise und kreisfreie Städte

	Sachsen-Anhalt
	Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsämter der Landkreise und kreisfreien Städte

	Schleswig-Holstein
	Veterinärämter der kreisfreien Städte und Landkreise

	Thüringen
	Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsämter der Landkreise und kreisfreien Städte


Anlage 3

Regionalstelle

Baden-Württemberg

Landesverband Baden-Württemberg für Leitungsprüfungen in der Tierzucht e.V. (LKV)

Heinrich-Baumann-Straße 1–3

70190 Stuttgart

Tel.: 0711 92547-0

Fax: 0711 92547-10

E-Mail: Tierkennzeichnung@lkvbw.de

Bayern

Für Rinder und Schweine

Landeskuratorium der Erzeugerringe für tierische Veredelung e.V.

Haydnstr. 11

80336 München

Tel: 089 544348-71

Fax: 089 544348-70

E-Mail: vvvo@lkv.bayern.de
Für Schafe und Ziegen

Landesverband Bayerischer Schafhalter e.V.

Haydnstr. 11

80336 München

Tel.: 089 536226

Fax: 089 5439543

E-Mail: lv.schafeby@t-online.de

Berlin

Landeskontrollverband Brandenburg e.V.

Straße zum Roten Luch 1

15377 Waldsieversdorf

Tel.: 033433 656-0

Fax: 033433 656-4

E-Mail: lkv@lkvbb.de 

Brandenburg

Landeskontrollverband Brandenburg e.V.

Straße zum Roten Luch 1

15377 Waldsieversdorf

Tel.: 033433 65610

Fax: 033433 65674

E-Mail: lkv@lkvbb.de 

Bremen

Landwirtschaftskammer Bremen

Ellhornstr. 30

28195 Bremen

Tel.: 0421 1675750

Fax: 0421 1675759

E-Mail: LWK-Bremen@t-online.de

Hamburg

Landwirtschaftliche Kontroll- und Dienstleistungs-GmbH

Steenbeker Weg 151

24106 Kiel

Tel.:0431 33987-0

Fax:0431 33987-73

E-Mail: info@lkv-sh.de

Hessen

Hessischer Verband für Leistungs- und Qualitätsprüfung in der Tierzucht e.V. (HVL)

An der Hessenhalle 1

36304 Alsfeld

Tel.: 06631 78450

Fax: 06631 78478

E-Mail: HVL.Alsfeld@t-online.de

Mecklenburg-Vorpommern

MQD Qualitätsprüfung- und Dienstleistungsgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH (MQD)

Speicherstraße 11

18273 Güstow

Tel.: 03843 751-0

Fax: 03843 751-222

E-Mail: LKV-MV.Guestrow@t-online.de 

Niedersachsen

Vereinigte Informationssysteme Tierhaltung w.V. (VIT)

Heideweg 1

27283 Verden

Tel.: 04231 9556-33

Fax: 04231 9551-66

E-Mail: vvvo@vit.de

Nordrhein-Westfalen

Landeskontrollverband (LKV) Rheinland

Endenicher Allee 64

53115 Bonn

Tel.: 0228 72632-0

Fax: 0228 72632-23

E-Mail: info@LKV-Rheinland.de 

Landeskontrollverband (LKV) Westfalen-Lippe

Nevinghoff 40

48147 Münster

Tel.: 0251 23007-0

Fax: 0251 23007-50

E-Mail: service@lkv-wl.de 

Rheinland-Pfalz

Landeskontrollverband Rheinland-Pfalz

Burgenlandstraße 7

55543 Bad Kreuznach

Tel.: 0671 886020

Fax: 0671 67216

E-Mail: lkvmail@lkv-rlp.de 

Saarland

Landwirtschaftskammer für das Saarland

Rußhütter Straße 8a

66113 Saarbrücken

Tel.: 0681 753966

Fax: 0681 753955 

E-Mail: hit@lwk.saarland.de

Sachsen

Sächsischer Landeskontrollverband e.V

August-Bebel-Straße 6

09577 Lichtenwalde

Tel.: 037206 87-0

Fax: 037206 87-230

E-Mail: infoline@lkvsachsen.de

Sachsen-Anhalt

Landeskontrollverband Sachsen-Anhalt e.V.

Angerstrasse 6

06118 Halle/Saale

Tel.: 0345 5214945

Fax: 0345 5214918

E-Mail: rs-hit@lkv-st.de

Schleswig-Holstein

Landwirtschaftliche Kontroll- und Dienstleistungsgesellschaft (LKD)

Steenbeker Weg 151

24106 Kiel

Tel.: 0431 3398741

Fax: 0431 3398713

E-Mail: info@lkv-sh.de

Thüringen

Thüringer Verband für Leistungs- und Qualitätsprüfungen in der Tierzucht e.V.(TVL)

Regionalstelle HIT im TVL, Teil Schwein

Artur-Becker-Straße 100

07745 Jena

Herrn Matthias Lorenz

Tel.: 03641 62230

Fax: 03641 622312

E-mail: info@tvlev.de

Anlage 4

Grundanforderungen an die Betriebsführung

	  A.
Ab dem 1.1.2005 anwendbar

	
	Umwelt
	

	1.
	Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten (ABl. L 103 vom 25.4.1979, S. 1)
	Artikel 3, Artikel 4 Absätze 1, 2 und 4, Artikel 5, 7 und 8

	2.
	Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17. Dezember 1979 über den Schutz des Grundwassers gegen Verschmutzung durch bestimmte gefährliche Stoffe (ABl. L 20 vom 26.1.1980, S. 43)
	Artikel 4 und 5

	3.
	Richtlinie 86/278/EWG des Rates vom 12. Juni 1986 über den Schutz der Umwelt und insbesondere der Böden bei der Verwendung von Klär​schlamm in der Landwirtschaft (ABl. L 181 vom 4.7.1986, S. 6)
	Artikel 3

	4.
	Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (ABl. L 375 vom 31.12.1991, S. 1)
	Artikel 4 und 5

	5.
	Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der na​türlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7)
	Artikel 6, 13, 15 und Artikel 22 Buch​stabe b

	
	Gesundheit von Mensch und Tier

Kennzeichnung und Registrierung von Tieren
	

	6.
	Richtlinie 92/102/EWG des Rates vom 27. November 1992 über die Kenn​zeichnung und Registrierung von Tieren (ABl. L 355 vom 5.12.1992, S. 32)
	Artikel 3, 4 und 5

	7.
	Verordnung (EG) Nr. 2629/97 der Kommission vom 29. Dezember 1997 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates im Hinblick auf Ohrmarken, Bestandsregister und Pässe im Rahmen des Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern (ABl. L 354 vom 30.12.1997, S. 19)
	Artikel 6 und 8

	8.
	Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABl. L 204 vom 11.8.2000, S. 1)
	Artikel 4 und 7

	8a.
	Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17. Dezember 2003 zur Ein​führung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie der Richtlinien 92/102/EWG und 64/432/EWG (ABl. L 5 vom 9.1.2004, S. 8)
	Artikel 3,4 und 5


	
	B.
Ab dem 1.1.2006 anwendbar
	

	
	Gesundheit von Mensch, Tier und Pflanze
	

	9.
	Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehr​bringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. L 230 vom 19.8.1991, S. 1)
	Artikel 3

	10.
	Richtlinie 96/22/EG des Rates vom 29. April 1996 über das Verbot der Verwendung bestimmter Stoffe mit hormonaler bzw. thyreostatischer Wir​kung und von ß-Agonisten in der tierischen Erzeugung und zur Auf​hebung der Richtlinien 81/602/EWG, 88/146/EWG und 88/299/EWG(ABl. L 125 vom 23.5.1996, S. 3) (ABl. L 125 vom 23.5.1996, S. 3)
	Artikel 3, 4, 5 und 7

	11.
	Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1)
	Artikel 14, 15, Artikel 17 Absatz 1, Artikel 18, 19 und 20

	12.
	Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopathien (ABl. L 147 vom 31.5.2001, S. 1)
	Artikel 7, 11, 12, 13 und 15

	
	Meldung von Krankheiten
	

	13.
	Richtlinie 85/511/EWG des Rates vom 18. November 1985 zur Einführung von Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung der Maul- und Klau​enseuche (ABl. L 315 vom 26.11.1985, S. 11)
	Artikel 3

	14.
	Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 mit allgemei​nen Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie besonderen Maßnahmen bezüglich der vesikulären Schweinekrank​heit (ABl. L 62 vom 15.3.1993, S. 69)
	Artikel 3

	15.
	Richtlinie 2000/75/EG des Rates vom 20. November 2000 mit besonderen Bestimmungen für Maßnahmen zur Bekämpfung und Tilgung der Blau​zungenkrankheit (ABl. L 327 vom 22.12.2000, S. 74)
	Artikel 3

	
	C.
Ab dem 1.1.2007 anwendbar
	

	
	Tierschutz
	

	16.
	Richtlinie 91/629/EWG des Rates vom 19. November 1991 über Mindestanforderungen für den Schutz von Kälbern (ABl. L 340 vom 11.12.1991, S. 28)
	Artikel 3 und 4

	17.
	Richtlinie 91/630/EWG des Rates vom 19. November 1991 über Mindest​anforderungen für den Schutz von Schweinen (ABl. L 340 vom 11.12.1991, S. 33)
	Artikel 3 und 4 Absatz 1

	18.
	Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere (ABl. L 221 vom 8.8.1998, S. 23)
	Artikel 4


VII.

GLOSSAR

1.

Begriffsbestimmungen

· „Landwirtschaftliche Tätigkeit“: Die Erzeugung, die Zucht oder der Anbau landwirt​schaftlicher Erzeugnisse, einschließlich Ernten, Melken, Zucht von Tieren und Haltung von Tieren für landwirtschaftliche Zwecke, oder die Erhaltung von Flächen in gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand.

· „Landwirtschaftliche Fläche“: Gesamtheit der Flächen an Ackerland, Dauergrün​land und Dauerkulturen.

· „Ackerflächen“: Für den Anbau landwirtschaftlicher Kulturpflanzen genutzte Flä​chen und stillgelegte Flächen oder in gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand erhaltene Flächen nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 so​wie Flächen unter Gewächshäusern oder anderen festen oder beweglichen Abde​ckungen. Auch eingesätes oder natürliches Grünland zählt als Ackerland, wenn es im Rahmen einer Fruchtfolge weniger als fünf Jahre als solches genutzt wurde.

· „Dauerkulturen“: Nicht in die Fruchtfolge einbezogene Kulturen außer Dauergrün​land, die mindestens fünf Jahre lang auf den Flächen verbleiben und wiederkeh​rende Erträge liefern.

· „Feuchtgebietsarten“: In Deutschland werden als für die europäischen Vogelarten und damit für die Höhe der Direktzahlungen relevant folgende Feuchtgebietsarten angesehen:

· über die Biotopkartierung erfasste natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen Vegetation (inkl. Sölle) sowie ih​rer natürlichen oder naturnahe Verlandungsbereiche, Altarme und regelmäßig überschwemmte Bereiche einerseits, sowie

· Moore, Sümpfe, Röhrichte, seggen- und binsenreiche Nasswiesen, Quellbereiche und Binnenlandsalzstellen andererseits.

· „Einzelanordnungen“: Einzelfallbezogene, zu beachtende Maßnahmen, die dem Land​wirt von der jeweils zuständigen Behörde mitgeteilt wurden bzw. werden.

· „Vertragliche Vereinbarung“: Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen dem Land und dem Nutzungsberechtigten, mit dem anstelle einer Schutzgebietsverordnung durch entsprechende Bestimmungen ein gleichwertiger Schutz in einem NATURA 2000-Gebiet gewährleistet wird.

2.

Relevante Rechtsvorschriften

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurde jeweils nur die Rechtsvorschrift in ihrer ursprünglichen Form ohne evtl. spätere Änderungen zitiert.

�  Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (Amtsblatt Nr. L 270 vom 21.10.2003 S. 1 – 69)





�  Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (Amtsblatt Nr. L 141 vom 30.4.2004 S. 18 – 58)





�  Gesetz zur Regelung der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen durch Landwirte im Rahmen gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften über Direktzahlungen (Direktzahlungen-Verpflichtungengesetz - DirektZahlVerpflG) vom 21. Juli 2004 (BGBl I 2004, S. 1767 ff. vom 26.7.2004 Nr. 38)





� Verordnung über die Grundsätze der Erhaltung landwirtschaftlicher Flächen in einem guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand (Direktzahlungen-Verpflichtungenverordnung - DirektZahlVerpflV) vom 4. November 2004 (BGBl I 2004, S. 2778 ff. vom 12.11.2004 Nr. 58)





� Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Amtsblatt Nr. L 103 vom 25.4.1979, S. 1 ff)





� Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (Amtsblatt Nr. L 206 vom 22.7.1992, S. 7 ff.)





� Nach Anh. III der VO 1782/2003 sind einerseits die Bestimmungen der Artikel (Art.). 3, Art. 4 Abs. 1, 2 und 4 sowie die Art. 5, 7 und 8 Vogelschutzrichtlinie (s.u. III.1.1 bis III.1.5), andererseits die der Art. 6, 13, 15 und 22b FFH-Richtlinie (III.2.1 bis III.2.4) relevant





� §§ 32 – 38, 42 Bundesnaturschutzgesetz und §§ 20a bis 20f, 24 Landesnaturschutzgesetz





�  Artikel 6 Abs. 3 und 4 und Art. 7 FFH-Richtlinie





� Artikel 3 Vogelschutzrichtlinie





� § 5 DirektZahlVerpflV





� § 30 BNatSchG i.V.m. §§ 15a, b LNatSchG 





� §§ 18 ff. BNatSchG i.V.m. §§ 7 ff. LNatSchG 





� § 42 BNatSchG i.V.m. § 24 LNatSchG sowie für einzelne Gebiete festgesetzte Schutzgebietsverordnungen





�  Artikel 4 Vogelschutzrichtlinie





�  Artikel 5 Vogelschutzrichtlinie





�  § 43 Abs. 4 BNatSchG sowie § 5 Abs. 4 bis 6 BNatSchG i.V.m. § 3b LNatSchG 





� Artikel 7 Vogelschutzrichtlinie





�  Artikel 8 Vogelschutzrichtlinie





� §§ 20d Abs. 4, 26a BNatSchG a. F. i.V.m. § 12 BArtSchV (Verbotene Handlungen, Verfahren und Geräte), § 19 BJagdG (Sachliche Verbote) sowie Landesverordnung für die Fangjagd (FangjagdVO) i.V.m. § 28 Landesjagdgesetz 





�  Artikel 6 Abs. 1 und 2 FFH-Richtlinie





�  § 20d LNatSchG 





�  § 20d LNatSchG 





�  Artikel 13 FFH-Richtlinie





�  siehe §§ 42, 43 Abs. 4 BNatSchG





�  Stand 2004





�  Artikel 15 FFH-Richtlinie





�  Die speziellen nationalen Regelungen zur Umsetzung dieser Verbote, die einerseits die Nutzung der in Anhang VI Buchstabe a) FFH-Richtlinie genannten Fang- und Tötungsgeräte sowie andererseits den Einsatz der in Anhang VI Buchstabe b) FFH-Richtlinie genannten Transportmittel zum Fang oder Töten betreffen, sind § 12 Bundesartenschutzverordnung und - für jagdbare Arten - § 19 Bundesjagdgesetz i.V.m. dem Landesjagdgesetz  zu entnehmen. Derartige Mittel werden im Rahmen der guten fachlichen Praxis in Deutschland nicht eingesetzt; auch sind die in Anhang V aufgeführten Tierarten nicht Gegenstand landwirtschaftlicher Tätigkeiten





�  Artikel 22 Buchstabe b FFH-Richtlinie





�  Fundstellen der aktuellen 22. Fassung in den jeweiligen Amtsblättern der Europäischen Gemeinschaften: - Gemüsearten: ABl. C 308 A v. 18.12.03, letzte Ergänzung ABl. C 22 A vom 27.1.04; Pflanzenarten: ABl. C 91 A v. 16.04.03; letzte Ergänzung ABl. C 182 A v. 15.7.04





�  Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17. Dezember 1979 über den Schutz des Grundwassers gegen Verschmutzung durch bestimmte gefährliche Stoffe (Amtsblatt Nr. L 020 vom 26.01.1980 S. 0043 – 0048)





� Verordnung zur Umsetzung der EG-Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17. Dezember 1979 über den Schutz des Grundwassers gegen Verschmutzung durch bestimmte gefährliche Stoffe vom 18. März 1997 (BGBl I 1997, S. 542 ff. vom 22.3.1997)





� Klärschlammverordnung (AbfKlärV) vom 15.04.92 (BGBl. I 1992, S. 912-934 vom 28.4.92 Nr. 21)





�  § 4 Abs. 1 AbfKlärV


�  § 3 Abs. 1 AbfKlärV


�  § 3 Abs. 4 AbfKlärV


�  § 4 Abs. 2 AbfKlärV


�  § 4 Abs. 3 AbfKlärV


� § 4 Abs. 4 AbfKlärV


� § 4 Abs. 5 AbfKlärV


� § 4 Abs. 6 AbfKlärV


� § 4 Abs. 7 AbfKlärV


� § 4 Abs. 14 AbfKlärV





� §§ 4 Abs. 8, 9, 10, 12 und 13 sowie 6 Abs. 1 und 2 AbfKlärV. Alle nachfolgend zitierten Rechtsvorschriften sind Bestandteil der AbfKlärV





�  Verordnung über die Grundsätze der guten fachlichen Praxis beim Düngen (Düngeverordnung) vom 26.Januar 1996 (BGBl I 1996, S. 118 ff. vom 27.02.1996)





� § 2 Absatz 1, Punkt 2 und Absatz 3 Düngeverordnung


� § 2 Absatz 4 Düngeverordnung


� § 3 Absatz 2 Düngeverordnung


� § 3 Absatz 3 Düngeverordnung


� § 3 Absatz 3 Düngeverordnung


� § 3 Absatz 4 Düngeverordnung


� § 3 Absatz 7 Düngeverordnung


� § 4 Absatz 2 i.V.m. § 6 Absatz 1 und 2 Düngeverordnung


� § 4 Absatz 5 i.V.m. § 6 Absatz 1 und 2 Düngeverordnung





�  Auf dem Wasserrecht basierende Anlageverordnungen der Länder sind zu ergänzen





�  Richtlinie 92/102/EWG des Rates vom 27.11.1992 über die Kennzeichnung und Registrierung von Tieren (Amtsblatt L 355 vom 05.12.1992, S. 32), Artikel 3, 4 und 5





�  Richtlinie 92/102/EWG des Rates vom 27.11.1992 über die Kennzeichnung und Registrierung von Tieren (Amtsblatt L 355 vom 05.12.1992, S. 32), Artikel 3





� Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.07.2000 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verord�nung (EG) Nr. 820/97 des Rates (Amtsblatt L 204 vom 11.08.2000, S. 1), Artikel 4 und 7





� Verordnung (EG) Nr. 911/2004 der Kommission vom 29.04.2004 zur Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Ohrmarken, Tierpässe und Bestandsregister (Amtsblatt L 163 vom 30.04.2004, S. 65): relevant sind Artikel 6, 8 und 9 (diese Artikel der am 01.05.2004 in Kraft getretenen Verordnung entsprechen den Artikeln 6 und 8 der durch die genannte Verordnung abgelösten Verordnung (EG) Nr. 2629/97 der Kommission vom 29.12.1997 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates im Hinblick auf Ohrmarken, Bestandsregister und Pässe im Rahmen des Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern (Amtsblatt L 354 vom 30.12.1997, S. 19) 





� Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17.12.2003 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie der Richtlinien 92/102/EWG und 64/432/EWG (Amtsblatt EG Nr. L 5 vom 09.01.2004, S. 8), Artikel 3, 4 und 5





�  Verordnung zum Schutz gegen die Verschleppung von Tierseuchen im Tierverkehr (Viehverkehrsverordnung -ViehVerkV) vom 24. März 2003 (Bundesgesetzblatt I S. 381) (§§ 19 a bis d, 24 b, d bis j) 





�  § 24b ViehVerkV


� § 24d ViehVerkV


�  § 24h ViehVerkV


�  § 24i ViehVerkV


�  § 24g ViehVerkV


�  § 19b ViehVerkV


�  § 24c ViehVerkV


� gem. Richtlinie 92/102/EWG des Rates vom 27.11.1992 über die Kennzeichnung und Registrierung von Tieren





� gem. Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17.12.2003 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie der Richtlinien 92/102/EWG und 64/432/EWG (Amtsblatt EG Nr. L 5 vom 09.01.2004, S. 8)





�  § 19d ViehVerkV


�  § 24c ViehVerkV
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